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  Um die Akzeptanz der Energiewende nicht zu verlieren, wird es insbesondere darauf ankommen, 
durch kompensatorische Maßnahmen Verteilungskonflikte einzugrenzen Tijana | Fotolia.com

Stand der Energiewende und wichtige Handlungsfelder
Andreas Löschel, Georg Erdmann, Frithjof Staiß und Hans-Joachim Ziesing

Das Energiekonzept vom September 2010 und der Kernenergieausstieg vom August 2011 stellen eine Langfriststrategie der 
Energiepolitik Deutschlands mit ambitionierten Zielsetzungen dar. Seit dem Jahr 2011 steht der Bundesregierung in die-
sem Prozess eine unabhängige Kommission aus vier Energieexperten beratend zur Seite. Sie legt jährliche Stellungnahmen 
zum Fortschritt der Energiewende vor, mit denen die Umsetzung des Energiekonzepts einschließlich der darin enthaltenen 
Ziele mit Blick auf eine sichere, wirtschaftliche und umweltverträgliche Energieversorgung überprüft wird, um bei Bedarf 
nachsteuern zu können. Die Stellungnahmen werden den jährlichen Monitoring-Berichten der Bundesregierung zur Energie-
wende beigefügt und dem Bundestag zugeleitet. Um die anstehenden politischen Diskussionen zur effektiven und effizienten 
Weiterentwicklung der Energiewende zu unterstützen, möchte die Expertenkommission im vorliegenden Artikel einen aktu-
ellen, faktenbasierten Überblick zum Stand der Umsetzung der Energiewende mit Hilfe einer Energiewende-Ampel geben.

im Verkehr. Die Entwicklungen im Bereich 
der „Energieeffizienz“ bleiben hingegen ins-
gesamt unbefriedigend. Auch die Preiswür-
digkeit der Energieversorgung ist weiter im 
Griff zu halten, trotz einer Stabilisierung der 
Belastungen in den letzten Jahren.

Im Rahmen ihrer Stellungnahmen hatte die 
Expertenkommission in den letzten Jahren 
zahlreiche Vorschläge unterbreitet, die in 
den jährlichen Monitoring-Berichten der 
Bundesregierung teilweise Berücksichti-
gung fanden oder zu entsprechenden For-
schungsprojekten geführt haben. Zu den 
aufgegriffenen Empfehlungen gehören Vor-
schläge für Indikatoren zur Beurteilung des 
Fortschritts der Energiewende sowie Indi-
katoren zur Beurteilung der Versorgungs-

sicherheit, der Preiswürdigkeit und der 
Umweltwirkungen jenseits der Treibhaus-
gasemissionen. Weitgehend übernommen 
wurden auch die Hinweise zur Hierarchisie-
rung der Energiewende-Ziele. 

Auch der Vorschlag zu einer evidenzbasier-
ten Evaluation des Nationalen Aktionsplans 
Energieeffizienz (NAPE) aus dem Jahr 2014 
wurde aufgegriffen. Dabei geht es um die 
Überprüfung der Wirksamkeit der vielen 
NAPE-Maßnahmen. Schließlich beschäftigt 
sich die Bundesregierung auch mit den 
Expertenvorschlägen zur gesamtwirtschaft-
lichen Bewertung der durch das Erneuer-
bare-Energien-Gesetz (EEG) ausgelösten 
Investitionen mit seinen dynamischen 
Wirkungen. Dass so viele Vorschläge der 

Zur Operationalisierung des Monitoring-Pro-
zesses wird mit der Energiewende-Ampel ein 
Indikatorensystem vorgeschlagen, welches 
eine belastbare Darstellung des Standes mit 
Hilfe von sechs Leitindikatoren und diversen 
ergänzenden Indikatoren liefert. Die Farben 
dieser Ampel geben an, ob die Zielerreichung 
zum Jahr 2020 wahrscheinlich (grün) oder 
unwahrscheinlich (rot) ist. In gelber Farbe 
werden Indikatoren für die Ziele gekenn-
zeichnet, deren Erreichbarkeit aus heutiger 
Sicht nicht sichergestellt ist (vgl. Tab. 1 für 
die Kurzform der Energiewende-Ampel, in 
Tab. 2 befindet sich die Gesamtschau mit al-
len Indikatoren).

Bei der Zuordnung zu den drei Kategorien 
verwendet die Expertenkommission das sta-
tistische Konzept von Prognoseintervallen. 
Liegt der politisch gesetzte Zielwert für das 
Jahr 2020 innerhalb des jeweiligen Prog-
noseintervalls, so ist eine Zielerreichung 
bei Trendfortschreibung zumindest aus 
statistischer Sicht wahrscheinlich. Bei einer 
zu erwartenden Zielübererfüllung bzw. Ziel-
verfehlung liegen die Werte entsprechend 
außerhalb des Intervalls. Kürzlich imple-
mentierte bzw. wirksame Maßnahmen, die 
sich noch nicht in den Vergangenheitsdaten 
widerspiegeln, werden durch Expertenein-
schätzungen berücksichtigt, sofern noch 
keine quantitativen belastbaren Wirkungs-
analysen verfügbar sind.

Die aktuelle Bestandsaufnahme der Exper-
tenkommission zeigt, dass insbesondere das 
Klimaschutzziel mit großer Wahrscheinlich-
keit verfehlt werden wird. Die für den Strom- 
und Wärmebereich angestrebten Ziele im 
Bereich „erneuerbare Energien“ werden 
wahrscheinlich erreicht, allerdings nicht 
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Expertenkommission aufgegriffen wurden, 
ist auch als Zeichen für den offenen und 
konstruktiven Dialog mit den zuständigen 
Ministerien zu werten.

Die Expertenkommission hat in ihren letzt-
jährigen Stellungnahmen auch eine Reihe 
von Empfehlungen abgegeben, zu denen 
sich die Bundesregierung noch kein ab-
schließendes Urteil gebildet hat. Einige der 
noch nicht umgesetzten Empfehlungen wer-
den nachfolgend noch einmal zusammenfas-
send dargestellt, um sie nicht in Vergessen-
heit geraten zu lassen. Ursprünglich wurden 
sie in den letztjährigen Stellungnahmen 
der unabhängigen Expertenkommission 
besprochen, die von der Webseite des Bun-
deswirtschaftsministeriums heruntergela-
den werden können (http://www.bmwi.de/
Redaktion/DE/Artikel/Energie/monitoring-
prozess.html). Die Ausführungen gliedern 
sich in sieben Handlungsfelder, in denen 
wichtige Weichenstellungen anstehen:

 „Zielerreichung sichern und Glaubwür-
digkeit der Energiewende erhalten“.

 „Klimaschutz gestalten“.
 „Effizienz die richtige Bedeutung ge-

ben“.
 „Verkehr nicht zu eng denken“.
 „Erneuerbare Elektrizitätserzeugung 

strategisch weiterentwickeln“.
 „Elektrizitätswirtschaftliche Infrastruk-

tur zukunftsfest machen“.

 „Preiswürdigkeit der Energie weiter im 
Griff behalten“

Die internen Diskussionen der Experten-
kommission befassen sich aktuell mit wei-
teren Anregungen an die Bundesregierung, 
die aber erst in den kommenden Stellung-
nahmen vorgestellt werden.

Zielerreichung sichern 
und Glaubwürdigkeit der 
Energiewende erhalten

Zielhorizont 2020

Die Bundesregierung hat in den vergan-
genen Jahren bereits eine Vielzahl von 
wichtigen Aktivitäten zum Klimaschutz 
umgesetzt. Die Wirkungen der einzelnen 
Instrumente und Maßnahmen blieben bis-
her aber begrenzt. So dürfte nach Ansicht 

der Expertenkommission auch das zen-
trale politische Ziel des Energiekonzepts, 
die Treibhausgasemissionen bis 2020 um 
40 % gegenüber 1990 zu mindern, mit gro-
ßer Wahrscheinlichkeit deutlich verfehlt 
werden. Zwar konnten die Emissionen bis 
2016 um nahezu 28 % gegenüber 1990 auf 
rund 906 Mio. t CO

2-Äquivalente reduziert 
werden. Allerdings stagnieren sie seit 
2009. 

Für das Jahr 2017 ist eine erneute Zunahme 
der Treibhausgasemissionen zu erwarten. 
Die Lücke bis zum Zielwert für 2020 würde 
dann für die drei Jahre von 2018 bis 2020 
eine jährliche Emissionsreduktion um rund 
50  Mio. t CO

2-Äquivalente erfordern. Ver-
gleicht man dies mit Vergangenheitswerten, 
so muss sich das Tempo der Emissionsmin-
derung gegenüber der Periode von 1990 bis 
2016 mehr als vervierfachen.

Tabelle 1: Leitindikatoren der Energiewende-Ampel der Expertenkom-
mission zum Stand der Energiewende
Dimension Leitindikator Einschätzung

Oberziele
der Energiewende

Reduktion der Treibhausgasemissionen

Ausstieg aus der Kernenergie

Erneuerbare Energien Erhöhung des Anteils Erneuerbarer am  
Bruttoendenergieverbrauch

Energieeffizienz Reduktion des Primärenergieverbrauchs

Versorgungssicherheit Ausbau der Übertragungsnetze

Preiswürdigkeit Letztverbraucherausgaben für Elektrizität am BIP

Zielerfüllung:  wahrscheinlich  nicht sichergestellt  unwahrscheinlich

Tabelle 2: Energiewende-Ampel der Expertenkommission zum Stand der Energiewende

Oberziele der Energiewende
Reduktion der Treibhausgasemissionen (Leitindikator)

Ausstieg aus der Kernenergie (Leitindikator)

Erneuerbare Energien

Erhöhung des Anteils Erneuerbarer am Bruttoendenergieverbrauch (Leitindikator)

Erhöhung des Anteils Erneuerbarer am Bruttostromverbrauch

Erhöhung des Anteils Erneuerbarer am Wärmeverbrauch

Erhöhung des Anteils Erneuerbarer im Verkehr

Energieeffizienz

Reduktion des Primärenergieverbrauchs (Leitindikator)

Endenergieproduktivität

Reduktion des Wärmebedarfs im Gebäudesektor

Reduktion des Endenergieverbrauchs im Verkehr

Versorgungssicherheit

Ausbau der Übertragungsnetze (Leitindikator)

Redispatchmaßnahmen

System Average Interruption Duration Index – SAIDI Strom

System Average Interruption Duration Index – SAIDI Gas

Preiswürdigkeit

Letztverbraucherausgaben für Elektrizität am Bruttoinlandsprodukt (Leitindikator)

Letztverbraucherausgaben für Wärmedienstleistungen

Letztverbraucherausgaben im Straßenverkehr

Elektrizitätsstückkosten der Industrie im internationalen Vergleich

Energiekostenbelastung der Haushalte
Zielerfüllung:  wahrscheinlich  nicht sichergestellt  unwahrscheinlich
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Um die Zielerreichung 2020 zu sichern und 
die Glaubwürdigkeit der Klimaschutzpolitik 
zu erhalten, sollte die neue Bundesregie-
rung eine offene und mit zielentsprechend 
realisierbaren Maßnahmen unterlegte Per-
spektive formulieren. Dazu gehört auch 
eine Ursachenanalyse der absehbaren Ver-
fehlung einzelner Energiewendeziele. Die 
Expertenkommission schlägt dazu vor, zwi-
schen endogenen und exogenen Ursachen 
zu unterscheiden. Exogen sind Ursachen, 
wenn Entwicklungen eine Rolle spielen, 
auf die seitens der Bundesregierung kein 
unmittelbarer Einfluss genommen werden 
kann. Beispiele dafür sind die internationa-
len Energiepreise (Steinkohle, Erdgas und 
Rohöl), die niedrigen CO

2-Preise des euro-
päischen Emissionshandelssystems oder 
die derzeit sehr hohen und in den letzten 
Jahren stark gestiegenen Nettostromexporte 
Deutschlands.

Nach Ansicht der Expertenkommission soll-
te die Bundesregierung die quantitativen 
Wirkungen dieser und anderer exogen wir-
kender Einflussfaktoren untersuchen las-
sen. Dabei sollte auch bedacht werden, dass 
bei einer erfolgreichen Umsetzung der Be-
schlüsse des Pariser Klimaabkommens aus 
dem Jahr 2015 die internationalen Energie-
märkte mittel- und langfristig erheblich un-
ter Preisdruck stehen. Die Möglichkeit, dass 
die Erreichbarkeit der Energiewendeziele 
aus exogenen Gründen erschwert wird, darf 
aber nicht dazu verleiten, die nationalen Zie-
le pauschal als zu ehrgeizig einzustufen und 
bei den Anstrengungen zur Zielerreichung 
Zurückhaltung zu üben.

Ebenso wichtig ist die sorgfältige Untersu-
chung der endogenen Ursachen. Dabei geht 
es insbesondere um den Aspekt, wieso es 
trotz der grundsätzlich breiten gesellschaft-
lichen Zustimmung zur Energiewende bis-
her nicht gelungen ist, energischere Schritte 
zur Verwirklichung der Energiewendeziele 
zu gehen. In diesem Zusammenhang sei 
bspw. auf das Fehlen zusätzlicher Instru-
mente zur Kompensation der Treibhaus-
gaswirkungen des Kernenergieausstiegs 
verwiesen. Auch die unzureichende Dimen-
sionierung von Instrumenten außerhalb der 
Förderung der erneuerbaren Elektrizitäts-
erzeugung muss als endogene Ursache für 
Zielverfehlungen entsprechend analysiert 
werden. 

Dies betrifft in erster Linie die Maßnahmen 
zur Steigerung der Energieeffizienz, die aus 
Sicht der Expertenkommission in keinem 
adäquaten Verhältnis zu den verfolgten Zie-
len stehen. Mit Sorge verfolgt die Experten-
kommission die zunehmende Kleinteiligkeit 
der ergriffenen Maßnahmen und die offen-
kundig mangelnde Durchsetzungsfähigkeit 
einer zielorientierten Politik. Dabei spielt 
auch eine Rolle, dass trotz generell bekun-
deter Akzeptanz der Energiewendeziele bei 
konkreten Maßnahmen insbesondere von 
den davon betroffenen Gruppen Widerstand 
geleistet wird.

Künftig werden sich Zielverfehlungen größe-
ren Ausmaßes wohl nur dann verringern las-
sen, wenn die einzelnen exogenen und endo-
genen Hemmnisse differenzierter analysiert 
und besser verstanden sind als dies bislang 
geschehen ist, um auf der Basis der daraus 
gewonnenen Erkenntnisse zu besseren Politi-
kansätzen zu gelangen. Wenn es im Rahmen 
dieser Analyse zu einer geringeren Zahl an 
Förderinstrumenten und Konzentration auf 
einige wenige, dafür aber wirksamere Pro-
gramme käme, wäre das kein Nachteil.

Erweiterung des bisherigen Zielho-
rizonts 2020 auf das Jahr 2030

Angesichts des langfristigen Charakters 
der Energiewende ist es im Jahr 2017 nicht 
sinnvoll, den Fortschritt der Energiewende 
und die Nachsteuerung bei Fehlentwicklun-
gen allein am Jahr 2020 zu beurteilen. In 
den letzten Stellungnahmen hatte die Ex-
pertenkommission empfohlen, in künftigen 
Monitoring-Berichten der Bundesregierung 
den Zeithorizont bis zum Jahr 2030 auszu-
dehnen. Dies erscheint auch deshalb notwen-
dig, weil seit der im Jahr 2010 beschlossenen 
Energiewende Entwicklungen eingetreten 
sind, die eine Neuinterpretation bestimmter 
Energiewendeziele nahelegen, bspw. das Ziel 
der Reduktion des Bruttostromverbrauchs 
vor dem Hintergrund neuer Elektrizitätsan-
wendungen im Bereich der Sektorkopplung. 
Außerdem müssen zeitnah zusätzliche Maß-
nahmen in Kraft gesetzt werden, soll die an-
sonsten absehbare deutliche Verfehlung des 
für das Jahr 2030 fixierten nationalen Klima-
schutzziels vermieden werden. 

Der vor Jahresfrist beschlossene Klima-
schutzplan 2050 ist zwar mit detaillierten 

Emissionsbudgets einzelner Sektoren für das 
Jahr 2030 ein erster Schritt in diese Rich-
tung, doch fehlen bislang die damit korres-
pondierenden energiebezogenen Ziele für 
die Fortschreibung und Vervollständigung 
des Energiewende-Zieltableaus für das Jahr 
2030 sowie die dazu adäquaten Maßnahmen, 
die unter sektoralen Aspekten auch den Zu-
sammenhang mit den Zielen für den europä-
ischen Emissionshandel zu berücksichtigen 
haben (siehe unten). Zu bedenken ist auch, 
dass je nach Umfang der Zielverfehlung im 
Jahr 2020 die Erreichung der Ziele für 2030 
zusätzlich erschwert sein wird.

Klimaschutz gestalten

Allgemeine CO2-Bepreisung 
als Leitinstrument

Die Umsetzung der klimaschutzpolitischen 
Ziele bleibt für die Politik eine der zentra-
len Gestaltungsaufgaben der Zukunft. Die 
Einführung des europäischen CO2-Emissi-
onshandels ist dazu bereits ein wesentlicher 
Schritt. Der Emissionshandel ist zwar inso-
fern erfolgreich, als dass das von der Eu-
ropäischen Union für die Gemeinschaft als 
Ganzes mit diesem Instrument avisierte Re-
duktionsziel aus heutiger Sicht erreicht wer-
den dürfte. Dennoch ist das resultierende 
CO

2-Preisniveau unzureichend für bspw. die 
Verdrängung von Kohlekraftwerken durch 
weniger emissionsintensive Gaskraftwerke. 

Zu den Gründen für die geringen Zertifikat-
preise gehören das für 2020 wenig ambiti-
onierte Emissionsminderungsziel auf EU-
Ebene, die Überallokation von Zertifikaten 
als Folge der Wirtschaftskrise 2008/2009 
und die übermäßig genutzten Emissions-
rechte aus dem Clean Development Mecha-
nism (CDM). Deshalb haben sich Länder wie 
Großbritannien für zusätzliche nationale 
Klimaschutzmaßnahmen entschieden, die 
auch die bereits dem Emissionshandel un-
terworfenen Anlagen und Sektoren einbe-
ziehen. Außerdem ist zu bedenken, dass der 
Emissionshandel lediglich etwa die Hälfte 
der gesamten Treibhausgasemissionen in 
Deutschland betrifft.

Vor diesem Hintergrund sollte das Design der 
Energie- und Klimaschutzpolitik überdacht 
werden. Derzeit besteht der Maßnahmenmix 
für die Zielerreichung in Deutschland aus 
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einer Vielzahl von kleinteiligen Regelungen 
zu Anreizsystemen auf der einen Seite und 
Ausnahmen von Belastungen auf der ande-
ren – nicht zuletzt aufgrund von Partikular-
interessen. Mit zunehmenden Handlungs-
notwendigkeiten zur Zielkonformität besteht 
aufgrund dieser Vielfalt und ihrer komple-
xen Wirkungen und Wechselwirkungen die 
Gefahr, dass eine adäquate Problemlösung 
nicht mehr gewährleistet werden kann. Aus 
Gründen der Effizienz und der Steuerbarkeit 
ist jedoch ein einheitlicher und umfassender 
Lenkungsmechanismus wünschenswert.

Die Expertenkommission empfiehlt auch 
für Deutschland die Einführung einer allge-
meinen CO

2-Bepreisung unter Einbeziehung 
möglichst aller Emissionsquellen, Technolo-
gien und Sektoren. Mit einer solchen Preis-
maßnahme würden sich die gegenwärtig 
erkennbaren Zielverfehlungen bei den na-
tionalen Treibhausgaszielen für 2020 und 
2030 reduzieren. Die Maßnahme würde zu-
dem die Wettbewerbsposition von erneuer-
baren gegenüber den fossilen Energien ver-
bessern und den angestrebten Umbau der 
Energiewirtschaft erleichtern, so dass auf 
komplizierte und ineffiziente Instrumente 
wie etwa die Klimareserve von Braunkohle-
kraftwerken verzichtet werden kann. 

Bei steigenden Stromgroßhandelspreisen 
würden sich zudem die Belastungen aus 
der EEG-Umlage vermindern. Des Weiteren 
ließen sich die ökologisch ineffiziente Strom-
steuer und eventuell weitere elektrizitätsbe-
zogene Umlagen und Abgaben mit den Ein-
nahmen der CO

2-Bepreisung perspektivisch 
zumindest teilweise ersetzen. Dies wäre ganz 
nebenbei ein wirksamer Beitrag zum Abbau 
von Flexibilitätshemmnissen und würde die 
Idee der Sektorkopplung unterstützen.

Eine umfassende CO2-Bepreisung als zen-
trales Koordinierungsinstrument muss also 
keine äquivalente Mehrbelastung der Letzt-
verbraucher bedeuten, denn dem höheren 
CO2-Preis steht eine Reihe von Kostenvortei-
len gegenüber. Darüber hinaus ist auch in 
regulatorischer Hinsicht eine beträchtliche 
Vereinfachung und Verschlankung der aktu-
ell hochkomplexen Fördermechanismen er-
reichbar, wenn im Gegenzug zur umfassen-
den CO

2-Bepreisung andere klimapolitische 
Instrumente auf den Prüfstand gestellt und 
– soweit sie nicht durch andere Externalitä-

ten jenseits des Klimaproblems gerechtfer-
tigt sind – abgeschafft werden.

Umgang mit freiwerdenden  
Emissionsrechten

Legt man den Klimaschutzplan 2050 zu-
grunde, so werden sich die nationalen Treib-
hausgasziele kaum durch den europäischen 
Emissionshandel und ergänzende nationale 
Maßnahmen außerhalb der Emissionshan-
delssektoren (insbesondere Wärme- und 
Treibstoffmarkt) erreichen lassen. Es wird 
wohl auch notwendig werden, bei den am 
europäischen Emissionshandel teilnehmen-
den Unternehmen zusätzliche nationale 
Maßnahmen in Kraft zu setzen, wie dies 
bspw. bereits mit der Stilllegung älterer 
Braunkohlekraftwerke durch §  13g des im 
Jahr 2016 novellierten EnWG geschehen ist. 

Da das aber noch nicht ausreichen wird, 
muss eine breite Debatte über weitere Re-
duktionsbeiträge in den Emissionshandels-
sektoren geführt werden. Die Diskussion 
um die allgemeine CO

2-Bepreisung ist dafür 
ein Beispiel. Nach Ansicht der Expertenkom-
mission müssen dabei auch die Auswirkun-
gen auf den europäischen Emissionshandel 
mit bedacht werden. Insbesondere sollte 
vermieden werden, dass die deutschen 
Minderungsmaßnahmen durch das Nutzen 
freigewordener Zertifikate an anderer Stelle 
konterkariert werden. 

Dies ließe sich vermeiden, wenn die Bun-
desregierung die mit Eingriffen in die 
Emissionshandels-Sektoren verbundenen 
überzähligen Emissionsrechte aus dem 
Markt nimmt. Das sollte nach Möglichkeit 
allerdings nicht als nationaler Alleingang 
erfolgen, sondern in enger Abstimmung mit 
der EU-Kommission und den anderen Mit-
gliedstaaten. Die Möglichkeit zur Stilllegung 
von Zertifikaten durch Mitgliedstaaten mit 
ambitionierteren Klimazielen sollte auch in 
den laufenden Verhandlungen zur Überar-
beitung des Emissionshandels für die Phase 
2021-2030 Berücksichtigung finden.

Effizienz die richtige  
Bedeutung geben

Nach Ansicht der Expertenkommission müs-
sen die Ziele zur Energieeffizienz und den 
erneuerbaren Energien weitgehend parallel 

und im Gleichklang erfüllt werden, um das 
übergeordnete ambitionierte Klimaschutzziel 
fristgerecht zu erreichen. Diverse Analysen 
haben nämlich gezeigt, dass Zielverfehlungen 
in einzelnen Bereichen nur eingeschränkt 
durch eine Übererfüllung in anderen Berei-
chen kompensiert werden können.

Mit dem „Grünbuch Energieeffizienz“ vom 
Sommer 2016 hat die Bundesregierung das 
Prinzip „Efficiency First“ als Leitgedanken 
vorgeschlagen. Zwar begrüßt die Experten-
kommission den proklamierten höheren 
Stellenwert der Energieeffizienz, doch warnt 
sie davor, das Prinzip „Efficiency First“ als 
einen generellen Vorrang der Energieeffizi-
enz vor dem Ausbau der Erneuerbaren zu 
interpretieren und plädiert für einen breite-
ren Ansatz: Nicht alle technisch möglichen 
Effizienzoptionen, rechtlichen und finanzi-
ellen Effizienzanreize sind als sinnvoll ein-
zustufen. Vielmehr müssen auch system-
technische, ökonomische, ökologische und 
soziale Kriterien Beachtung finden. Bspw. 
ist jede Speicherung von Energie mit ener-
getischen Verlusten verbunden und somit 
aus Effizienzsicht nachteilig, doch kann der 
Ausbau der Energiespeicherung sinnvoll 
sein, um höhere erneuerbare Stromanteile 
in die Elektrizitätsversorgung zu integrie-
ren. Wenn ein griffiges englischsprachiges 
Schlagwort für erforderlich gehalten wird, 
sollte man daher besser von „Think Efficien-
cy“ anstatt „Efficiency Frist“ sprechen.

Zu den Zielen des Energiekonzepts 2010 
gehört die Forderung, dass die Sanierungs-
rate von Bestandsgebäuden mindestens 2 % 
pro Jahr betragen soll. Allerdings fehlt bis 
heute eine konkrete Zusammenstellung der 
Maßnahmen an einem Bestandsgebäude, die 
in ihrer Summe die Qualifikation als „sanier-
tes Gebäude“ rechtfertigen. Vor dem Hinter-
grund des Zieles, bis zum Jahr 2050 einen 
nahezu klimaneutralen Gebäudebestand zu 
erreichen, setzt die „Effizienzstrategie Ge-
bäude“ auf die Kombination aus „Gebäude-
effizienz“ und „hoher Anteil Erneuerbare“, 
doch sind die derzeitigen Anforderungen der 
Energieeinsparverordnung (EnEV) sowie der 
KfW-Förderprogramme noch nicht auf die-
ses langfristige Ziel ausgerichtet. Wegen der 
langen Nutzungsdauern von Gebäuden sieht 
die Expertenkommission auf diesem Gebiet 
erheblichen Handlungsbedarf. Dabei muss 
auch die Problematik der Verteilungsgerech-
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tigkeit berücksichtigt und – ggf. durch kom-
pensatorische Maßnahmen – gelöst werden, 
soll die Akzeptanz der Energiewende nicht 
aufs Spiel gesetzt werden.

Verkehr nicht zu eng denken

Im Verkehrsbereich ist der Rückstand ge-
genüber den im Energiekonzept genannten 
Zielen (Anteil Erneuerbare, Effizienzver-
besserung, Elektromobilität) besonders 
hoch: Statt der angestrebten Senkung ist 
der verkehrsbedingte Energieverbrauch in 
den vergangenen Jahren sogar gestiegen, 
und der Ausbau der erneuerbaren Energi-
en ebenso wie der Elektromobilität bleiben 
weit hinter den gesetzten Zielen zurück. 
Hier besteht aus sektoraler Sicht wohl der 
größte Handlungsbedarf. Die für das Jahr 
2020 angestrebten Ziele lassen sich ansons-
ten vermutlich auch nur im günstigsten Fall 
erst um das Jahr 2030 erreichen.

Vor diesem Hintergrund rät die Experten-
kommission der neuen Bundesregierung, 
die vorhandene Mobilitäts- und Kraft-
stoffstrategie zu einer integrierten und ver-
kehrsträgerübergreifenden Langfriststrate-
gie mit klaren zeitlichen Perspektiven und 
quantitativen Zielen weiterzuentwickeln. 
Dabei ist eine umfassende Adressierung 
der Probleme im Verkehr erforderlich mit 
dem Ziel, die verschiedenen Belastungen 
des Verkehrs zu reduzieren – neben Treib-
hausgasemissionen auch Stickoxid- und 
Feinstaubemissionen, Lärm, Überlastung 
und zeitweiliger Kollaps der vorhandenen 
Verkehrsinfrastruktur (insbesondere ruhen-
de und fließende Straßenverkehre), Flächen-
nutzung und Verkehrsunfälle. Der Wechsel 
zu alternativen Antrieben und Kraftstoffen 
oder Effizienzverbesserungen bei den kon-
ventionellen Antrieben können die Vielfalt 
der negativen Externalitäten des Verkehrs 
nicht ausreichend adressieren. 

Des Weiteren können die mit Effizienzver-
besserungen erreichbaren Umweltentlas-
tungen durch Rebound-Effekte konterka-
riert werden. Daher sollte die Gestaltung 
des Verkehrssektors alle Handlungsfelder 
entsprechend ihrer Potenziale nutzen, um 
die Gesamtheit der negativen Wirkungen 
des Verkehrs anzugehen. Neben alterna-
tiven Antrieben und energetischen Effizi-
enzverbesserungen gehören Maßnahmen 

zur Verkehrsvermeidung (Siedlungsstruk-
turen), zur Verkehrsverlagerung (inkl. der 
Verknüpfung von Verkehrsträgern), zur ef-
fizienteren Nutzung der vorhandenen Ver-
kehrsinfrastrukturen und auch zur Beseiti-
gung der zahlreichen Netzengpässe zu einer 
integrierten Langfriststrategie.

Erneuerbare Elektrizitäts-
erzeugung strategisch 
weiterentwickeln

Der Ausbau der erneuerbaren Elektrizitäts-
erzeugung ist auf gutem Weg. Zudem ist es 
der Politik in den letzten Jahren gelungen, 
durch die Pflicht zur Direktvermarktung 
sowie die Einführung von Ausschreibungen 
schrittweise mehr Wettbewerb anzureizen. 
Doch beurteilt die Expertenkommission 
auch einige der jüngsten Beschlüsse kri-
tisch. Dazu gehört bspw. die Beschrän-
kung des Windzubaus an Land in den sog. 
Netzausbaugebieten. Eine vorübergehende 
Investitionsbegrenzung an Land kann vor 
dem Hintergrund auftretender Netzengpäs-
se die Kosteneffizienz erhöhen, weil damit 
der Ausgabenanstieg der Netzbetreiber für 
das Einspeisemanagement nach § 14 EEG in 
Verbindung mit der Härtefallregelung nach 
§ 14 EEG reduziert wird. Doch anstelle der 
immer feiner verästelten Vorschriften zur 
Steuerung des Investitionsverhaltens sollte 
vermehrt auf marktwirtschaftliche Regelun-
gen gesetzt werden, z. B. in Form regional 
und zeitlich variabler Netzentgelte auf der 
Ausspeiserseite oder der Einführung von re-
gional differenzierten Netzanschlussgebüh-
ren auf der Einspeiserseite, um auf diese 
Weise regionale oder lokale Netzüberlastun-
gen treffsicherer zu vermeiden.

Ein weiteres Beispiel ist das weiterbestehen-
de Fehlen von Marktanreizen für Investiti-
onen in erneuerbare Erzeugungsanlagen. 
Durch die neu eingeführten Ausschreibun-
gen übernimmt letztlich der Staat und nicht 
der Markt die Entscheidung zur Höhe von 
Investitionen und zwar hochgradig differen-
ziert nach Technologien, Investoren (Bei-
spiel „Bürgerwindparks“) und Standorten 
(Beispiel Referenzertragsmodell). Aus Sicht 
der Expertenkommission sollten hier mög-
lichst zeitnah Änderungen beschlossen wer-
den, um Anlagenbetreiber an die vermehrte 
Übernahme von Marktrisiken heranzufüh-
ren. Ein Beispiel wäre der Übergang von 

der gleitenden Marktprämie im EEG auf 
eine fixe Marktprämie. Angesichts der rück-
läufigen Anlagenkosten könnte die von der 
Expertenkommission vorgeschlagene Ein-
führung einer allgemeinen CO

2-Bepreisung 
dazu beitragen, bald schon über einen völ-
ligen Wegfall der Förderung von erneuerba-
rer Elektrizität nachzudenken, ohne damit 
deren weiteren Ausbau zu gefährden.

Elektrizitätswirtschaft-
liche Infrastruktur zu-
kunftsfest machen

Es ist unbestritten, dass der Ausbau der 
Elektrizitätsnetze weit hinter den Erforder-
nissen zurückbleibt. Von den insgesamt er-
forderlichen rund 1.800 Leitungskilometern 
nach EnLAG sind – unter Berücksichtigung 
des dritten Quartalsberichts 2016 – bislang 
erst rund 650 Kilometer realisiert (dies ent-
spricht rund 35 %) und rund 900 Kilometer 
genehmigt (Monitoringbericht 2016 der 
BNetzA). Zwar wurden in der Vergangenheit 
vielfältige politische Initiativen lanciert (z. B. 
Vorrang für Erdverkabelung), doch wurde 
dadurch das Grundproblem nicht beseitigt. 
Dies schlägt sich nieder in sprunghaft ge-
stiegenen Kosten für Systemdienstleistungen 
wie Redispatch und Einspeisemanagement. 
Der aktuelle Wildwuchs verschiedener Ins-
trumente und Eingriffsmöglichkeiten auf den 
verschiedenen Netzebenen wird die Kosten 
für Stromnetze und Systemdienstleistungen 
voraussichtlich noch weiter steigen lassen.

Angesichts der höchst unterschiedlichen 
spezifischen Kosten für Redispatch, Ein-
speisemanagement, abschaltbare Lasten 
etc. regt die Expertenkommission an, die 
verschiedenen Instrumente einer Kostenop-
timierung zu unterziehen und daraus Leitli-
nien für Netzeingriffe zu entwickeln. Selbst-
redend muss dies auch eine zeitliche und 
regionale Dynamisierung der Netzentgelte 
beinhalten, um treffsicherere Anreize für 
die Netznutzung zu setzen und eine admi-
nistrative Approximation einer Marktlösung 
für eine knappheitsorientierte Bepreisung 
von Netzdienstleistungen zu erreichen.

Preiswürdigkeit der Energie 
weiter im Griff behalten

Die Expertenkommission hat in den ver-
gangenen Stellungnahmen eine Indikato-
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rik zum Monitoring der Preiswürdigkeit 
der Energiewende entwickelt. Im Zentrum 
stehen dabei die Indikatoren zu den „Ag-
gregierten Letztverbraucherausgaben“ und 
die „Energiestückkosten in der Industrie“. 
Die Indikatoren unterscheiden nach Berei-
chen (Strom, Wärme und Verkehr) und wei-
sen teilweise detailliertere Kostenelemente 
(z. B. staatlich induzierte und marktgetrie-
bene Elemente) aus. Die Bundesregierung 
hat die Indikatoren-Vorschläge der Exper-
tenkommission bereits teilweise in den ei-
genen Monitoring-Bericht übernommen.

Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht bietet sich 
als Maß der Anteil der Letztverbraucheraus-
gaben für Strom, für den Verkehr und für 
Wärme am Bruttoinlandsprodukt an. Denn 
solange die Gesamtausgaben tendenziell pro-
portional zum BIP oder mit einer geringeren 
Rate ansteigen, kann die generelle Preiswür-
digkeit der Energie insgesamt kaum ernst-
haft in Zweifel stehen. Die Letztverbraucher-
ausgaben sind zuletzt sogar etwas gesunken 
oder weitgehend stabil geblieben, wozu auch 
der Rückgang der Energiepreise auf den 
internationalen Märkten und die geringe 
Eingriffsintensität klimaschutzpolitischer 
Maßnahmen beigetragen haben. Allerdings 
dürfte diese Entlastung nur von vorüberge-
hender Natur sein. Nicht nur die Netzentgel-
te, sondern auch andere Ausgabepositionen 
(z. B. Offshore-Umlage, KWKG-Umlage) wer-
den in den kommenden Jahren steigen.

Die durchschnittlichen Energiestückkosten 
deutscher Unternehmen im Verarbeitenden 
Gewerbe liegen weiterhin unter dem europä-
ischen Durchschnitt. Eine besondere Bedeu-
tung hat dabei der Rückgang der fossilen 

Brennstoffpreise bei allen Energieträgern 
mit Ausnahme von Elektrizität. Im Energie-
wendekontext sind aber die Elektrizitäts-
stückkosten besonders interessant, da die 
Energiepolitik auf sie einen hohen Einfluss 
ausübt. Hier nahm die Belastung in Deutsch-
land gegenüber dem europäischen Durch-
schnitt im Zeitraum von 2008 bis 2015 zu. 
Während die Elektrizitätsstückkosten der 
Unternehmen im Verarbeitenden Gewerbe 
in Deutschland seit 2011 im Durchschnitt 
um ca. 5 % gestiegen sind, ist in Europa ein 
Rückgang um ca. 2 % zu verzeichnen. Nach 
Auffassung der Expertenkommission ist die 
Preiswürdigkeit der Energie im Zuge der 
bisherigen Entwicklung der Energiewende 
aber weitgehend erhalten geblieben.

Allerdings sind Verteilungskonflikte nicht zu 
übersehen, deren Berücksichtigung zentral 
für die Akzeptanz und damit das Gelingen 
der Energiewende ist. Denn die Energie-
wende wird vorübergehend nicht ohne zu-
sätzliche Ausgaben zumindest für einzelne 
Gruppen der Energieverbraucher – was nicht 
gleichzusetzen ist mit den längerfristigen 
Kosten – realisierbar sein. Folglich ist eine 
faire Aufteilung dieser Belastungen auf die 
betroffenen Bevölkerungsgruppen und Wirt-
schaftsunternehmen von großer Bedeutung 
und sollte auf politischer Ebene verstärkt 
eine Rolle spielen. Insbesondere wird es da-
rauf ankommen, durch kompensatorische 
Maßnahmen derartige Verteilungskonflikte 
einzugrenzen, um nicht die Akzeptanz der 
Energiewende zu verlieren. Auch auf Unter-
nehmensebene kommt es zu Verteilungsef-
fekten. Ein strukturiertes Verständnis über 
die Verteilungseffekte ist ein wesentlicher 
Faktor für den Erfolg der Energiewende.
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„International entsteht der Eindruck, die Deutschen machen sehr viel auf einmal 
und verlieren dabei die Kosten aus dem Blick: Sie fördern die erneuerbaren Energi-
en, steigen aus der Atomenergie aus und tun das mit einem Instrumentarium, das die 
gesamtwirtschaftlichen Kosten unnötig hoch ausfallen lässt. Das taugt nicht zum Vor-
bild. Wir sind aufgefordert, nicht nur zu zeigen, wie wir schnell erneuerbare Erzeu-
gungskapazitäten aufbauen, sondern vielmehr, wie es volkswirtschaftlich tragfähig 
geht. Wir müssen eine smarte Klimapolitik machen, kluge Instrumente entwickeln, 
Strukturwandel organisieren, und zwar so, dass das nicht nur in Deutschland funk-
tioniert, sondern auch in anderen Ländern.“ 

Dr. Thilo Schaefer, Leiter des Kompetenzfelds Umwelt, Energie, Infrastruktur
am Institut der deutschen Wirtschaft Köln (IW) 

„Wir brauchen eine smarte Klimapolitik“

Die Verfehlung nationaler Klimaschutzziele ist kein Politikversagen, sondern Anstoß zur Überprüfung der bestehenden Ins-
trumente, der Ausbalancierung nationaler und europäischer Modelle sowie der Auswahl kostengünstiger Ansätze. Deutsch-
land sollte die internationale Staatengemeinschaft nicht mit über-ambitionierten Zielen unter politischen Druck setzen, son-
dern mit einer smarten und effizienten Politik überzeugen, meint Dr. Thilo Schaefer vom Institut der Deutschen Wirtschaft 
(IW) in Köln im Interview mit der „et“. 

Klimapolitik machen, kluge Instrument entwi-
ckeln, Strukturwandel organisieren, und zwar so, 
dass das nicht nur in Deutschland funktioniert, 
sondern auch in anderen Ländern. 

„et“: Sie werfen der Klimapolitik vor, ein funda-
mentales volkswirtschaftliches Prinzip außer 
Kraft zu setzen. Gemeint ist der Grundsatz: Ein Ziel 
– eine Maßnahme! 

Schaefer: Wir haben einen breiten Mix an Instru-
menten. Aber erreichen wir damit das, was wir 
wollen? Eine ansehnliche Zahl von Instrumen-
ten widmet sich mehr oder weniger dem Klima-
schutz. Nicht wenige davon haben weitere Neben- 
und Unterziele. Damit gelingt es uns weder, die 
Klimaziele zu erreichen, noch Klimaschutz zu den 
geringstmöglichen Kosten umzusetzen.

„et“: Können Sie das am Beispiel des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes konkreter machen?

Schaefer: Das EEG hat eine wichtige Funktion 
erfüllt: Es hat Technologien zur Stromerzeugung 
aus Sonne und Wind vorangebracht und nahezu 
marktfähig gemacht. Aber was das EEG nicht 
erreichen kann, ist zusätzlicher Klimaschutz. 
Unsere gesamte Stromerzeugung unterliegt dem 
europäischen Emissionshandelssystem mit seiner 
klar definierten Menge von Emissionszertifikaten 
für Stromerzeugung und Industrie. Das EEG kann 
darüber hinaus keine Reduktion von Treibhaus-

gasen bewirken, schwächt dafür aber den europä-
ischen Emissionshandel. 

„et“: Hat das EEG also ausgedient?

Schaefer: Das EEG kostet uns sehr viel Geld, des-
halb sollten wir es immer wieder hinsichtlich der 
Ziele, der Wirkung und der Kosten überprüfen. 
Wenn wir unter den Stichwort Sektorenkopplung 
auch Bereiche wie den Verkehr oder unsere Ge-
bäude mit Strom aus erneuerbaren Energiequel-
len versorgen wollen, werden wir noch weitere 
Erzeugungskapazitäten brauchen. Deshalb muss 
das EEG so gestaltet werden, dass es minimale 
Kosten verursacht. Ein überfälliger Schritt waren 
die Ausschreibungen. Damit muss sich die Vergü-
tung zum Zeitpunkt der Investition dem Wettbe-
werb stellen. Aber das ist nur ein Schritt. Auch 
in der Betriebsphase wäre es gut, wenn die An-
lagenbetreiber auf Marktsignale reagieren müss-
ten. Gegenwärtig sorgt die gleitende Marktprämie 
dagegen für feste Einspeisevergütungen. 

„et“: Welche Zukunft hat das europäische Emissi-
onshandelssystem (ETS)?

Schaefer: Der Emissionshandel soll über das 
Preissignal einen positiven Beitrag zum Schutz 
des Klimas leisten. Ziel ist es, durch Investitionen 
den CO2-Ausstoß und den Bedarf an Emissions-
zertifikaten zu senken. Das Preissignal korres-
pondiert mit der festgelegten Obergrenze. Diese 

„et“: Sie machen der deutschen Klimapolitik den 
Vorwurf der Inkonsistenz. Anderenorts ist von 
Verzettelung die Rede. Droht der Klimaschutz in 
einem Chaos der Instrumente zu versinken?

Schaefer: Unser Hauptproblem ist, dass wir Kli-
mapolitik immer zuerst als nationale Aufgabe 
wahrnehmen. Wir versuchen, Klimaziele durch 
nationale Anstrengungen zu erreichen. Wir ver-
lieren dabei zu schnell aus dem Blick, dass CO2-
Einsparung ein globales Thema ist. Unsere na-
tionalen Aktivitäten stehen deshalb zumindest 
im europäischen Kontext. Die Einsicht, dass wir 
das Klimaproblem nicht allein lösen können, be-
deutet aber nicht, dass wir national nichts tun 
können. Die Frage heißt vielmehr: Wie können 
wir das Richtige tun? Es gilt, die Wirtschaft so 
zu dekarbonisieren, dass die Kosten dabei nicht 
aus dem Ruder laufen, Akzeptanz geschaffen wird 
und alle mitmachen. 

International entsteht der Eindruck, die Deut-
schen machen sehr viel auf einmal und verlieren 
dabei die Kosten aus dem Blick: Sie fördern die er-
neuerbaren Energien, steigen aus der Atomener-
gie aus und tun das mit einem Instrumentarium, 
das die gesamtwirtschaftlichen Kosten unnötig 
hoch ausfallen lässt. Das taugt nicht zum Vorbild. 
Wir sind aufgefordert, nicht nur zu zeigen, wie 
wir schnell erneuerbare Erzeugungskapazitäten 
aufbauen, sondern vielmehr, wie es volkswirt-
schaftlich tragfähig geht. Wir müssen eine smarte 
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wird in den nächsten Jahren stärker sinken als 
bisher. Zusätzlich wird die Zertifikatsmenge 
durch Instrumente wie die Marktstabilitätsre-
serve verknappt. Es ist zwar nach den jüngsten 
Beschlüssen der Trilog-Vermittlungsrunde auch 
möglich, CO2-intensive Anlagen oder Kraftwerke 
abzuschalten und eine adäquate Menge von Zerti-
fikaten aus dem Markt zu nehmen. Das wäre aber 
nur dann sinnvoll, wenn dies die Anlagen mit den 
niedrigsten Vermeidungskosten wären. 

„et“: Sind nationale Klimaschutzaktivitäten über-
haupt sinnvoll?
 
Schaefer: Der europäischen Ebene ist – wenn 
möglich – beim Klimaschutz der Vorzug zu ge-
ben. Der Klimaschutz bei Kraftwerken und in 
der Industrie ist bereits auf europäischer Ebene 
geregelt. Das heißt aber nicht, dass es nicht auch 
sinnvolle flankierende Instrumente auf nationa-
ler Ebene gibt. Dazu zählen der Netzausbau und 
Anreize für die Bereitstellung von Speichern. 

„et“: Damit sind wir bei den sogenannten Nicht-
ETS-Sektoren. Bleiben diese Bereiche, wie es der 
Klimaschutzplan 2050 unterstellt, im nationalen 
Kompetenzbereich? 

Schaefer: Wünschenswert wäre, auch die 
Nicht-ETS-Sektoren europäisch zu regeln. Es 

spricht vieles dafür, den Verkehr ebenso wie die 
Raumwärme in das europäische Emissionshan-
delssystem aufzunehmen, denn das Hauptziel 
ist ebenso wie bei Kraftwerken und Industrie 
die Reduzierung des Treibhausgasausstoßes. 
Bei beiden Bereichen fehlt es bisher an effek-
tiven Instrumenten. Da eine Aufnahme in das 
ETS kurzfristig wenig wahrscheinlich ist, sind 
wohl erst einmal nationale Sektormaßnahmen 
notwendig. 

„et“: Haben wir für eine tiefgreifende und um-
fassende Sektorenkopplung hinreichende Erzeu-
gungskapazitäten? 

Schaefer: Zurzeit leisten wir uns zwei komplet-
te Erzeugungssysteme, eines auf konventioneller 
und das andere auf erneuerbarer Grundlage. 
Ohne ausreichende Speicherkapazitäten und fle-
xible Nachfrage brauchen wir das nach wie vor. 
Vor allem die ungelöste Speicherfrage hindert uns 
daran, konventionelle Kapazitäten abzubauen. 
Oder wir müssen mit Stromimporten leben - aus 
Quellen, die wir hierzulande nicht wollen. Bislang 
reichen unsere CO2-freien Erzeugungskapazitäten 
nicht aus, um den Primärenergieverbrauch aller 
Sektoren zu decken.

„et“: Aber unsere konventionellen Stromerzeu-
gungskapazitäten sinken?

Schaefer: Wir befinden uns derzeit in einer Art 
Schwebezustand. Die Energiepolitik plädiert für 
einen reinen Energy-only-Markt. Offenbar war 
die bisherige Bundesregierung aber nicht ganz 
sicher, ob dies unsere Versorgung tatsächlich 
gewährleistet und hat deshalb mehrere Absi-
cherungsinstrumente implementiert. Ich rate 
zur Beobachtung des Marktes. Sehen Sie nur, 
wie schnell sich die Wettbewerbsfähigkeit des 
Erdgases in der Stromerzeugung verändert hat, 
ohne Eingriffe in den CO2-Preis, allein durch den 
Markt. 

„et“: Was halten Sie von der momentanen Diskus-
sion über die Verfehlung der nationalen Umwelt- 
und Klimaziele?

Schaefer: Entscheidend ist, dass sich die neue 
Bundesregierung darauf konzentriert, im beste-
henden System die Weichen so stellen, dass wir 
vom enormen Kostenblock runterkommen. Wir 
müssen anderen zeigen, dass Klimaschutz auch 
kosteneffizient funktionieren kann. Wichtig ist 
es deshalb, statt nationale Ziele mit zu viel Geld 
zu adressieren, die europäischen Instrumente zu 
stärken und internationales Vertrauen zurückzu-
gewinnen.

Das Gespräch führte Wieland Kramer, Fachjournalist,
Wuppertal, im Auftrag der „et“ 

Europa setzt auf erneuerbare Energieträger. Allerdings geht der Umbau 
zu langsam, um die Klimaziele der EU zu erreichen. Denn bis 2030 sollen 
erneuerbare Energien einen Anteil von 27 % am Energiemix ausmachen. 
Die Lösung für dieses Problem ist ein integrierter Energiebinnenmarkt für 
450 Mio. Verbraucher, der Innovationen und Investitionen fördert, so die 
neue Roland Berger-Studie „Power to the People - The Future of Europe‘s 
Decentralized Energy Market“.

Die EU hat sich für die Energiewende ambitionierte Ziele gesetzt. Dabei 
spielen dezentrale Energienetze eine immer wichtigere Rolle. Allein die 
dezentralen Speicherkapazitäten sollen weltweit von etwa 400 MWh 
im Jahr 2015 auf 50 GWh bis 2025 ansteigen. Ein Trend, der durch die 
zunehmende Wettbewerbsfähigkeit der erneuerbaren Energiequellen er-
möglicht wird. 

Doch auf dem Weg zur Energiewende stehen auch noch Hürden: Der euro-
päische Energiemarkt ist kein einheitlich geregelter Markt, sondern unter-
liegt immer noch den jeweiligen Länderzuständigkeiten. Die unterschiedli-
chen Politik- und Marktstrategien der einzelnen EU-Länder behindern sich 
so gegenseitig und gefährden die gemeinsamen Klimaziele Europas. 

In ihrer Studie nehmen die Experten von Roland Berger vier mögliche Zu-
kunftsszenarien für die europäische Energiewirtschaft unter die Lupe und 
empfehlen eine intelligente Regulierung als Voraussetzung für funktionie-
rende Marktmechanismen. So könnte etwa eine Neuauflage des europäi-
schen Emissionshandels marktwirtschaftliche Anreize schaffen. 

Für die etablierten Energieunternehmen bedeutet allerdings die weitere 
Dezentralisierung der Versorgung in den kommenden Jahren auch eine 
Transformation ihrer Geschäftsmodelle. Neue Geschäftsfelder werden 
sich unter anderem im Bereich intelligenter Speicherlösungen und neuer 
Dienstleistungen, wie der digital gestützten Energieberatung für Privat-
kunden, etablieren. Durch die Abkehr von fossilen Energieträgern werden 
Kapazitäten frei, die Firmen für neue Technologien und Geschäftsmodelle 
nutzen können. Unternehmen sollten in einem zweiten Schritt gezielte 
Partnerschaften mit Start-ups, Universitäten und Forschungseinrichtun-
gen eingehen. Damit sichern sie sich einen Zugang zu innovativen Tech-
nologien. 

Die vollständige Studie ist unter: www.rolandberger.de/presse herunter-
ladbar.

Ohne Energiebinnenmarkt verfehlt Europa seine Klimaziele
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Was ist eigentlich aus dem ersten CO2-Minderungsziel 
der Bundesregierung geworden?
Knut Kübler

Es ist absehbar, dass Deutschland sein Versprechen, die Emission von Treibhausgasen bis 2020 um 40 % gegenüber 1990 zu 
vermindern, nicht einhalten kann. Dafür gibt es Gründe. Wenig beachtet wird, dass auch der „kühne Einstieg“ der Bundesre-
gierung in den Klimaschutz vor nahezu 30 Jahren eine Rolle spielt. 1990 hatte die Politik angekündigt, die energiebedingten 
CO2-Emissionen in den alten Bundesländern bis 2005 gegenüber 1987 um 25 % zu vermindern. Mit einer Reduktion um rd. 
4 % wurde dieses Ziel krachend verfehlt. Und selbst bis heute, knapp 11 Jahre nach Ablauf des Zieljahres, konnte nur eine 
Reduktion um 13 % erreicht werden. Mehr und mehr stellt sich die Frage nach dem Wert derartiger politischer Ziele.

Warum ist dieser Hinweis für eine Analyse 
der heutigen energiepolitischen Situation 
so wichtig? Weil die Entscheidung der Bun-
desregierung vom Juni 2011 darauf hinaus-
lief, dass in 2020 nur 6 – an Stelle der im 
Energiekonzept von 2010 unterstellten 16 
– Kernkraftwerke am Netz sein werden. In 
der energiepolitischen Debatte spielen Grö-
ßenordnungen immer eine wichtige Rolle. 
So sind sich vermutlich nicht alle im Klaren 
darüber, dass heute (2016) – trotz der gewal-
tigen Erfolge auf dem Feld der erneuerbaren 
Energien – die beiden Hoffnungsträger der 
Energiewende, Windkraft und Photovoltaik, 
immer noch deutlich weniger zur Strom-
erzeugung beitragen als die Kernenergie in 
2010 (Bruttostromerzeugung Kernenergie 
2010: 140,6  TWh; Summe Wind und PV 
2016: 115,6 TWh). 

Angesichts dieser Zahlen ist es nicht schwer 
zu verstehen, dass der plötzliche Ausstieg 
aus der Kernenergie, bei ansonsten völlig 
unverändert gebliebenen energiepoliti-
schen Vorgaben, zunächst einmal einen 
höheren Einsatz fossiler Brennstoffe und da-
mit auch höhere CO

2-Emissionen zur Folge 
haben muss. Es gibt zwei weitere wichtige 
Entwicklungen, die für eine Bewertung der 
aktuellen Klimapolitik wichtig sind:

 Bei der Verabschiedung des Energie-
konzepts in 2010 ist die Bundesregierung 
von einer rückläufigen Bevölkerung in 
Deutschland ausgegangen [4]. Nun zeigt 
sich aber, dass heute rd. 1,7 Mio. Menschen 
mehr in Deutschland leben, als vor sechs 
Jahren angenommen. Mehr Menschen be-
deuten mehr Wohnfläche, mehr Güter und 

Nachdem die USA Anfang Juni 2017 ange-
kündigt haben, aus dem Klimaschutzab-
kommen von Paris auszusteigen und die 
dort getroffenen Vereinbarungen ab sofort 
nicht mehr umzusetzen, diskutiert die 
Weltgemeinschaft wieder einmal über die 
Klimapolitik. Auch in Deutschland steht 
das Thema Klimaschutz auf der politischen 
Agenda. Hier hat sich es sich nämlich mehr 
und mehr herumgesprochen, dass das Ziel 
der Bundesregierung aus dem Jahr 2010, 
die Treibhausgasemissionen bis 2020 um 
40 % gegenüber 1990 zu vermindern, kaum 
noch erreicht werden kann. Bis 2016 sind 
die Emissionen lediglich um 26 % zurückge-
gangen [1]. In den noch verbleibenden Jah-
ren eine Reduktion um 40 % zu erreichen, 
ist wenig realistisch; zumal Daten belegen, 
dass die Emissionen in 2016 und auch in 
der ersten Jahreshälfte 2017 wieder leicht 
angestiegen sind.

Politische Neuorientierung: 
Energiekonzept 2010

Die Bundesregierung hat ihre Energiepo-
litik in 2010 neu ausgerichtet. Grundlage 
dafür war das sog. „Energiekonzept“ [2]. 
Der eine oder andere Leser wird sich noch 
daran erinnern, dass Anlass und Herzstück 
dieser energiepolitischen Initiative der 
schwarz-gelben Bundesregierung Entschei-
dungen zur Kernenergie waren. Damals 
wurde die Laufzeit der Kernkraftwerke in 
Deutschland um durchschnittlich 12 Jahre 
verlängert. Heute wissen wir, dass diese 
Neuausrichtung keinen langen Bestand hat-
te. Der Unfall in Fukushima am 11.3.2011 
veränderte die Bewertung der Kernenergie 
grundlegend. Und am 6.6.2011 beschloss 
die Bundesregierung, bis 2022 vollständig 
auf die Kernenergie zu verzichten [3].

  Es gilt, Lösungen zu suchen, die auf lange Frist das ökologisch Notwendige mit dem ökonomisch 
Effizienten und dem sozial Tragfähigen verbinden adam121 | Fotolia.com
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Dienstleistungen und damit auch einen hö-
heren Bedarf an Energie. Und mehr Energie 
wiederum läuft unter den heutigen Verhält-
nissen auf höhere CO2-Emissionen hinaus.

 Schließlich sind die energiewirtschaftli-
chen Planungen des Jahres 2010 für 2020 von 
einem Ölpreis in Höhe von 93 US$/b ausge-
gangen. Tatsächlich ist der Ölpreis gesunken. 
Heute notiert er bei rd. 50 US$/b. Die meis-
ten Abschätzungen gehen davon aus, dass 
der künftige Ölpreis – zumindest bis 2020 
– auf einem relativ günstigen Niveau bleiben 
wird. Beim Ölpreis muss man wissen, dass er 
auch heute noch der Leitpreis für mehr oder 
minder alle Energieträger ist. Naturgemäß 
wirken sinkende bzw. niedrige Energiepreise 
verbrauchssteigernd und somit auch in Rich-
tung höherer CO

2-Emissionen.

Allein diese beiden Faktoren – höhere Be-
völkerung und günstige Ölpreise – helfen zu 
verstehen, warum das im Energiekonzept 
2010 genannte Ziel einer absoluten Ver-
minderung des Primärenergieverbrauchs 
bis 2020 um 20  % gegenüber 2008 weit 
verfehlt wird; bis 2016 wurde lediglich eine 
Reduktion um 7 % (!) erreicht. Es liegt also 
beileibe nicht nur an der plötzlichen Kehrt-
wendung in der Kernenergiepolitik, dass die 
Treibhausgasemissionen auf relativ hohem 
Niveau geblieben sind. 

Die wahrscheinlich gewichtigeren Gründe 
für die ungünstige Emissionsentwicklung 
wird man wohl auf dem Feld der Energieein-
sparung suchen müssen. Insgesamt führt 
diese Analyse zu einer Binsenweisheit: Hät-
te sich die Welt an die Erwartungen bzw. 
Planungen der Konstrukteure des Energie-
konzepts gehalten, dann hätte Deutschland 
der internationalen Staatengemeinde eine 
deutlich bessere Klimabilanz vorlegen kön-
nen. Nun hat sich die Welt aber leider nicht 
– wie so oft – an die Erwartungen und Pla-
nungen der Politik gehalten.

Zu den Anfängen der Klima-
schutzpolitik in Deutschland

Nachdem man nun weiß, wie es um die aktu-
elle Klimaschutzpolitik in Deutschland steht, 
ist es interessant, sich noch einmal Klarheit 
darüber zu verschaffen, was eigentlich aus 
dem ersten Klimaschutzziel der Bundesre-
gierung geworden ist. Vielleicht findet man 
hier weitere Anhaltspunkte, warum das Ziel 

einer Reduktion der Treibhausgase bis 2020 
um 40 % kaum zu erreichen sein wird.

Erinnern wir uns: Am 13. Juni 1990 hatte 
die Bundesregierung entschieden, die CO

2-
Emissionen in Deutschland bis 2005 um 
25  % gegenüber 1987 zu vermindern. Die-
ses Ziel bezog sich auf die damalige Bundes-
republik, d. h. auf die Region, für die man 
üblicherweise die Bezeichnung „alte Bun-
desländer“ verwendet. Weiter muss man 
wissen, dass sich das damalige Ziel nur auf 
die energiebedingten CO

2-Emissionen bezog 
(in der heutigen Klimapolitik berücksichtigt 
man neben den energiebedingten auch die 
prozessbedingten CO2-Emissionen und wei-
tere Treibhausgase, wie Methan, Lachgas, 
Flurkohlenwasserstoffe u. a.).

Wer verstehen will, wie es zu dieser Vorgabe 
mit den etwas „krummen Zielparametern“ 
2005 und 25  % gekommen ist, muss noch 
weiter in die Vergangenheit zurückgehen. 
Auf Einladung der kanadischen Regierung 
trafen sich in Toronto am 27.-30.6.1988 
Wissenschaftler, Vertreter der Industrie und 
der Politik, vor allem aber auch zahlreiche 
Presseleute. Ziel der Konferenz war es, ei-
nen wahrnehmbaren Apell an die Weltge-
meinschaft zum Schutz der Erdatmosphäre 
zu richten. Nichts schien dazu geeigneter, 
als sich auf ein globales Ziel zur Reduktion 
von treibhausrelevanten Spurengasen zu 
verständigen. Das Ergebnis lautete: Die glo-
balen CO

2-Emissionen sollten bis zum Jahr 
2005 um 20 % gegenüber dem Niveau von 
1988 reduziert werden.

Es muss daran erinnert werden, dass bei 
der Meinungsbildung in Toronto die Befür-
worter der Kernenergie eine wichtige Rolle 
spielten. Es lag in ihrem Interesse, ein ho-
hes und zeitnahes Reduktionsziel durchzu-
setzen. Denn genau für diese Konstellation 
konnte die Kernenergie ihren entscheiden-
den Trumpf im Kampf gegen den Klima-
wandel ausspielen; sie war damals die ein-
zige großmaßstäblich und sofort verfügbare 
Technologie, die in der Lage war, Energie 
bereitzustellen, ohne das Klima zu belasten. 

Wirtschaftsvertreter, aber auch Vertreter 
der Politik argumentierten eher in die an-
dere Richtung; hier wollte man die Dinge 
vorsichtiger und langfristiger angehen. 
Herausgekommen ist ein typischer „Mittel-

Kompromiss“: Keine Reduktion um 30 % bis 
2000 (was die eine Seite mit Blick auf die Di-
mension des Klimaproblems forderte) und 
keine Reduktion um 10 % bis 2010 (was die 
andere Seite mit Blick auf die praktischen 
Umsetzungsmöglichkeiten in den Verhand-
lungsprozess einbrachte) sondern eben eine 
Reduktion um 20 % bis 2005.

Es versteht sich von selbst, dass Deutschland 
hinter dieser globalen Vorgabe nicht zurück-
stehen konnte. Die Bundesregierung muss-
te – als ein dem Klimaschutz in besonderer 
Weise verpflichtetes Land – über die Toronto-
Vorgabe hinausgehen. Was für die Welt gel-
ten sollte, sollte erst Recht für Deutschland 
gelten. Und so entschied man sich, die CO

2-
Emissionen in Deutschland bis 2005 nicht 
um 20 % sondern um 25 % zu vermindern. 

Überlegungen, was damals für Deutschland 
ökonomisch angemessen und sinnvoll gewe-
sen wäre, haben keine große Rolle gespielt, 
obwohl die Enquete-Kommission „Vorsorge 
zum Schutz der Erdatmosphäre“ des 11. 
Deutschen Bundestages dazu einige Berech-
nungen angestellt hatte [5]. Das 25  %-Ziel 
war vor allem als „politisches Signal“ ge-
dacht. Heute wissen wir, dass die Bundesre-
gierung damals eine politisch nachvollzieh-
bare aber fachlich „kühne Entscheidung“ 
getroffen hat. 

Nicht verschwiegen werden soll an dieser 
Stelle, dass der eine oder andere, der an die-
sem Beschluss beteiligt war, sicher weniger 
an Klimaschutz gedacht, sondern vor allem 
gehofft hat, mit einer so anspruchsvollen 
CO

2-Minderungsverpflichtung der Bundes-
regierung die Akzeptanz für die Kernener-
gie in Deutschland zu verbessern. Was die 
Politik angeht, sind diese Hoffnungen auch 
aufgegangen. So wurde in dem von der 
Bundesregierung Ende 1991 vorgelegten 
Energieprogramm „Energiepolitik für das 
vereinte Deutschland“ die Kernenergie als 
eine Option gewürdigt, die „gerade unter 
CO

2-Aspekten bedeutend ist“ [6].

CO2-Minderung: Anspruch 
und Wirklichkeit

Was ist nun aus dem ersten Klimaschutzziel 
der Bundesregierung geworden? Mit Blick 
auf die Verfügbarkeit von Daten und zur 
besseren Einordnung in die aktuelle Debat-



44 ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE TAGESFRAGEN 67. Jg. (2017) Heft 12

ZUKUNFTSFRAGEN

te wollen wir für unsere Analyse als Basis 
der Reduktionsverpflichtung das Jahr 1990 
nutzen (an Stelle des Jahres 1987). Das ist 
eine „kleine Unsauberkeit“, beeinträchtigt 
aber weder das Ergebnis noch die Schluss-
folgerungen. Der Länderarbeitskreis Ener-
giebilanzen gibt für die energiebedingten, 
d. h. die aus der Verbrennung fossiler Ener-
gieträger entstehenden, CO

2-Emissionen in 
den alten Bundesländern für 1990 die Zahl 
von 717 Mio. t an [7]. Der Zielvorgabe der 
Bundesregierung entsprechend sollten die 
CO2-Emissionen bis 2005 auf ein Niveau von 
538 Mio. t reduziert werden (Verminderung 
um 25 % von 717 Mio. t).

Für 2005 ermittelt der Länderarbeitskreis 
Energiebilanzen für die alten Bundeslän-
der energiebedingte CO

2-Emissionen in 
Höhe von 685  Mio. t. Daraus ergibt sich: 
An Stelle der geplanten Verminderung der 
CO2-Emissionen um 25 % wurde lediglich 
eine Verminderung um rd. 4 % realisiert. 
Nun würde sich vermutlich kaum noch 
jemand für Entwicklungen in der alten 
Bundesrepublik interessieren, wenn nicht 
die Art des Einstiegs in die Klimapolitik 
und die damit zusammenhängenden Ver-
säumnisse bis heute nachwirken würden. 
Es liegt auf der Hand, dass die Sache an-
ders aussehen würde, wenn es der Bun-

desregierung gelungen wäre, die energie-
bedingten CO

2-Emissionen bis 2005 nicht 
um 4 % sondern – wie versprochen – um 
25 % zu vermindern. Deutschland wäre in 
2010 von einer sehr viel günstigeren Po-
sition gestartet, um das Ziel einer Emissi-
onsminderung um 40 % bis 2020 zu errei-
chen (Abb. 1).

Für eine Beurteilung der heutigen Situation 
ist auch ein Blick auf den Verlauf und die 
Dynamik der Entwicklung hilfreich. Selbst 
bei einer oberflächlichen Betrachtung der 
Zeitreihe kann man schnell erkennen, dass 
die CO

2-Emissionen in den alten Bundes-
ländern von 1990 bis 2000, also über zehn 
Jahre, relativ stabil auf einem Niveau von rd. 
730 Mio. t geblieben sind. Erst danach sind 
die Emissionen zurückgegangen; allerdings 
um dann – etwa ab 2010 – erneut auf einem 
Plateau von rd. 630 Mio. t zu verharren. So 
ergibt sich als Gesamtergebnis: Bis heute 
(2016), also knapp 11 Jahre nach Ablauf der 
Zielmarke 2005, wurde gerade einmal die 
Hälfte der damals angestrebten CO

2-Minde-
rung, nämlich 12,6 %, erreicht.

Hat man einmal die CO2-Emissionszahlen 
für die einzelnen Bundesländer zur Hand, 
ist es ein leichtes, sich auch noch einmal 
darüber klar zu werden, in welchem Um-
fang der Umbau der extrem kohlenstoffhal-
tigen Energieversorgung in der ehemaligen 
DDR zu den so oft und gerne beschworenen 
„Erfolgen der Klimaschutzpolitik Deutsch-
lands“ beigetragen hat. Hier ergeben die 
Zahlen des Länderarbeitskreises Energie-
bilanzen das folgende Bild: In den neuen 
Bundesländern sind die energiebedingten 
CO

2-Emissionen von 1990 bis 2005 um rd. 
40 % zurückgegangen (Abb. 2). 

Dieser hohe Prozentsatz verdeckt, dass 
eine rückläufige Produktion im Osten (etwa 
bei Stahl oder chemischen Erzeugnissen) 
durch eine bessere Auslastung der Kapa-
zitäten im Westen aufgefangen wurde. Vor 
allem in den ersten Jahren nach der Wieder-
vereinigung lassen sich Strukturverschie-
bungen belegen, die man in der Statistik 
als eine Verlagerung der CO

2-Emissionen 
von Ost nach West deuten muss (siehe dazu 
auch Abb. 1).

Rechnerisch kann man ermitteln, dass der 
Rückgang der CO2-Emissionen in Deutsch-

Abb. 1 Energiebedingte CO2-Emissionen in den alten Ländern (Mio. t)

Abb. 2 Energiebedingte CO2-Emissionen in den neuen Ländern (Mio. t)
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land von 1990 bis 2005 um insgesamt rd. 
190  Mio. t zu 75  % in den neuen Ländern 
und zu 25 % in den alten Ländern erfolgte. 
Diese Relation erklärt auch, warum auf der 
internationalen Bühne immer wieder die 
Rede von sog. „wallfall-profits“ ist, d. h. von 
klimapolitischen Erfolgen, die Deutschland 
mehr oder weniger in den Schoss gefallen 
sind. 

Wie auch immer man diesen Einwurf be-
wertet, klar ist, dass ohne die gewaltigen 
Emissionsverminderungen in den neuen 
Bundesländern Deutschland beim Klima-
schutz deutlich schlechter dastehen wür-
de. Interessant ist bei dieser Gelegenheit 
schließlich noch ein Blick auf die aktuelle 
Entwicklung. Hier fällt auf, dass es schon 
lange keine „wallfall-profits“ mehr gibt. Die 
wirtschaftliche Entwicklung in den neuen 
Ländern hat sich stabilisiert und die dorti-
gen energiebedingten CO

2-Emissionen stag-
nieren seit 2000 auf einem Niveau von 140 
bis 150 Mio. t.

Energiepolitik und  
quantitative Vorgaben

Unser Rückblick lädt ein, sich zum Schluss 
mit einem Detail der Klimadebatte zu be-
fassen. Es geht um die Frage, auf welche 
generellen Erfahrungen die Politik bei Ziel-
vorgaben zurückgreifen kann und welche 
Schlussfolgerungen sich daraus ergeben. 
In der Energiepolitik Deutschlands haben 
quantitative Vorgaben eine Geschichte. 
Beim Wiederaufbau Deutschlands nach 
dem 2. Weltkrieg bestand Einvernehmen, 
dass quantitative Vorgaben des Staates kei-
nen Platz in einer Marktwirtschaft haben. 

Quantitative Vorgaben wurden als Instru-
mente der Planwirtschaft eingestuft. Sie 
galten als unvereinbar mit einer Politik, die 
auf freie Preisbildung, unternehmerische 
Investitionsverantwortung und Ausrichtung 
auf die Entwicklungen der Weltmärkte setz-
te. Das waren die Grundsätze. Wie aber so 
oft in der Politik werden Grundsätze durch 

„Spezialregelungen“ ergänzt. So hat die Bun-
desregierung in den 1970er Jahren durchaus 
quantitative Vorgaben gemacht, etwa im Be-
reich der Kohlepolitik und beim Aufbau der 
Kernenergie. Das waren aber Ausnahmen 
(mit mehr als zweifelhaften Ergebnissen).

Eine Zäsur bildete die erste rot-grüne Bun-
desregierung 1998. Sie trug dazu bei, dass 
sich die generelle Einstellung gegenüber 
quantitativen Vorgaben verändert hat. Mitt-
lerweile gibt es sogar viele, die quantitative 
Ziele als eine Art Markenzeichen moderner 
Energiepolitik sehen. Argumentiert wird, 
dass quantitative Ziele unverzichtbar sei-
en, um Produzenten, Investoren und Ver-
brauchern Planungssicherheit zu geben. 
Natürlich haben viele in der Politik und in 
den Ministerien auch erkannt, wie nützlich 
quantitative Vorgaben zur Profilierung im 
politischen Wettstreit sein können. Sie las-
sen sich gut einsetzen, um den öffentlichen 
Diskurs zu bestimmen, Initiative für die 
Zukunft (oder bestimmte Interessengrup-
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pen) zu zeigen oder sich durch besonders 
anspruchsvolle Zahlen von möglichen Kon-
kurrenten abzusetzen.

Nun kann jeder, der sich die Mühe macht, 
die Energiegeschichte Deutschlands zu stu-
dieren, leicht feststellen, dass mit dieser 
Art der Politik bisher kein Ruhmesblatt zu 
gewinnen war. Die Liste von Fehleinschät-
zungen und Versprechungen, die nicht oder 
nur zum Teil eingelöst werden konnten, ist 
lang [8]. Ursache dafür ist, dass politische 
Rationalität und fachliche Rationalität nur 
allzu oft auseinanderfallen. Interessanter-
weise gilt das auch für die quantitativen 
Festlegungen der Bundesregierung in ihrem 
Energiekonzept. 

Vermutlich sind sich nur wenige darüber 
im Klaren, wie viele Vorgaben des Jahres 
2010 bereits umgestoßen wurden bzw. nach 
Lage der Dinge in der noch verbleibenden 
Zeit nicht mehr erreicht werden können. 
Wer will, kann das im Einzelnen in der Stel-
lungnahme der Expertenkommission zum 
Monitoring-Prozess nachlesen [9]. 

Das eindrucksvollste Beispiel für die „Elas-
tizität der Politik“ bezieht sich auf die Vor-
gaben der Bundesregierung zum künftigen 
Stromverbrauch in Deutschland: Im Ener-
giekonzept 2010 ist noch die Rede von einer 
Reduktion des Stromverbrauchs; im Klima-
schutzplan 2016 plant die Bundesregierung 
ein deutliches Wachstum [10]. Ein so grund-
legender Wechsel nach nur sechs Jahren 
steht natürlich im Widerspruch zu der so oft 
angemahnten Berechenbarkeit und Verläss-
lichkeit der Politik.

Was kann man daraus 
für die künftige Klima-
schutzpolitik lernen?

Zunächst gilt das, was alle wissen: Über 
Klimaschutzpolitik zu reden, ist ein weites 
Feld. Auch kundige Beobachter tun sich 
schwer, über die offensichtlichen Versäum-
nisse zu richten bzw. Vorschläge für die Zu-
kunft zu machen. Gleichwohl stellt sich die 
Frage, ob man aus der bisherigen Entwick-
lung etwas lernen kann.

Bei aller Zurückhaltung und bei aller Vor-
sicht erscheint eine Empfehlung vertretbar: 
Die Politik sollte sich realistischere Ziele 

setzen. Immer besser wird verstanden, dass 
die energie- und klimapolitischen Vorgaben 
auf der Zeitachse miteinander zusammen 
hängen. Verfehlt man das erste Ziel, er-
schwert das die Einhaltung des zweiten und 
in deren Konsequenz die Einhaltung der fol-
genden Ziele. 

Schon Goethe wusste: „Wer das erste 
Knopfloch verfehlt, kommt mit dem Zu-
knöpfen nicht zu Rande“. So macht man 
vermutlich keinen großen Fehler, wenn 
man sagt, dass das grandiose Scheitern der 
Politik beim ersten CO

2-Minderungsziel 
2005 (geplant minus 25 %, realisiert minus 
4 %) den Erfolg beim Reduktionsziel 2020 
(minus 40 %) erschwert hat. Das Scheitern 
in 2020 wiederum wird es schwierig ma-
chen, das Ziel 2030 (minus 55 %) einzuhal-
ten. Dem entsprechend rückt auch das Ziel 
2050 (mindestens minus 80 %) immer wei-
ter in die Ferne. Und wer weiß, vielleicht 
werden Historiker bei einer Analyse der 
heutigen Situation einmal zu dem Ergebnis 
gelangen, dass es ein größerer Fehltritt ist, 
unrealistische Versprechungen zu machen 
als sie zu brechen.

So wie die Dinge liegen, wird die Klima-
schutzpolitik in dieser Legislaturperiode 
ganz oben auf der Agenda stehen. Alle sind 
sich einig, dass Korrekturen notwendig 
sind. Nun ist es eine traurige Wahrheit, dass 
die Korrektur eines Fehlers oft neue Fehler 
nach sich zieht. Was ist etwa, wenn die Po-
litik – aus echten oder auch aus vermeint-
lichen Glaubwürdigkeitsgründen – auf den 
Gedanken kommt, die über Jahre aufgestau-
ten Versäumnisse im Eiltempo oder gar auf 
einen Schlag nachzuholen? Was ist, wenn 
sie dabei zu Lösungen greift, die energie-
wirtschaftlich und gesamtwirtschaftlich 
weder sachgerecht noch angemessen sind? 
Und was ist, wenn dadurch die Akzeptanz 
der Energiewende in Gefahr gerät? 

Die Antworten auf diese Fragen sind nicht 
einfach. Sie erinnern aber daran, wie 
wichtig es für die Politik gerade auf die-
sem Gebiet ist, weit über den Tellerrand 
hinauszuschauen und – jenseits einfachs-
ter Opportunitätsüberlegungen – Lösun-
gen zu suchen, die auf lange Frist das öko-
logisch Notwendige mit dem ökonomisch 
Effizienten und dem sozial Tragfähigen 
verbinden.

Anmerkungen

[1] Ziesing, H.-J.: Entwicklung der CO2-Emissionen in 

Deutschland im Jahr 2016: Annäherung an das Ziel für 

2020 bleibt abermals aus. In: „et“, 66. Jg. (2017), Heft 6, 

S. 46-55.

[2] BMWi, BMU: Energiekonzept für eine umweltscho-

nende, zuverlässige und bezahlbare Energieversor-

gung. Berlin, 28.9.2010.

[3] BMWi, BMU: Der Weg in die Energie der Zukunft. 

Berlin 6.6.2011.

[4] IER, RWI, ZEW: Die Entwicklung der Energiemärkte 

bis 2030, Untersuchung im Auftrag des BMWi, Stutt-

gart/Essen/Mannheim 2010.

[5] Deutscher Bundestag: Schutz der Erde – Eine Be-

standsaufnahme mit Vorschlägen zu einer neuen Ener-

giepolitik. Bonn 1990.

[6] BMWi: Energiepolitik für das vereinte Deutschland. 

Bonn 11.12.1991.

[7] Daten zu den energiebedingten CO
2-Emissionen 

für die Bundesländer werden vom „Länderarbeitskreis 

Energiebilanzen“ veröffentlicht (http://www.lak-ener-

giebilanzen.de/CO2-bilanzen/ abgerufen am 17.8.2017). 

Für einige Bundesländer stehen keine durchgängigen 

Zeitreihen zur Verfügung. Fehlende Daten wurden durch 

Schätzungen ergänzt. Dazu wurden die einschlägigen 

Veröffentlichungen des BMWi, des Umweltbundesam-

tes und die Arbeiten von Ziesing herangezogen. Daten 

des Landes Berlin stehen nicht getrennt nach West und 

Ost zur Verfügung; der Einfachheit halber werden alle 

Emissionen von Berlin den „alten Bundesländern“ zuge-

schlagen. Generell zu beachten ist: Die CO
2-Bilanzen der 

Länder werden auf der Basis der Methodik des Bundes 

erstellt. Durch die Berücksichtigung landesspezifischer 

Informationen ist eine Vergleichbarkeit zum Bundes-

ergebnis nur eingeschränkt möglich. Zu beachten ist 

auch, dass sich die Angaben über die Emissionen im 

Laufe der Jahre immer wieder verändert haben. Wesent-

liche Ursache dafür war eine Aktualisierung der für die 

Berechnungen wichtigen Emissionsfaktoren. Angaben 

aus unterschiedlichen Quellen sind grundsätzlich nur 

bedingt vergleichbar.

[8] Kübler, K.: Glanz und Elend quantitativer Zielset- 

zungen in der Energiepolitik, In: Zeitschrift für Ener-

giewirtschaft 25 (2001), S. 67–71.

[9] Löschel, A. u.  a.: Stellungnahme zum fünften Mo-

nitoring-Bericht der Bundesregierung für das Berichts-

jahr 2015, Berlin u. a. 2016.

[10] Kübler, K.: Wandel in der Energiewende: „Old 

School“ und „New School“. In: „et“, 67. Jg. (2017), Heft 

10, S. 8-12.

Dr. K. Kübler, Rheinbach
kmkue@web.de



47ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE TAGESFRAGEN 67. Jg. (2017) Heft 12

ZUKUNFTSFRAGEN
ZUKUNFTSFRAGEN

INTERVIEW

„Auf dem Klimaschutzweg sind wir schon lange unterwegs. Zum einen arbeiten die 
Braunkohlenkraftwerke in Summe heute viel effizienter. Und zum anderen sind die 
Anlagen ganz bewusst in den vergangenen Jahren auf Flexibilität getrimmt worden, 
um die fluktuierende Einspeisung von Wind und Sonne zu regulieren. Außerdem hat 
RWE schon 2015 einen klaren Fahrplan zur Reduktion der CO2-Emissionen vorgelegt, 
der voll einzahlt auf die europäischen Klimaschutzziele für 2050. Ich kenne keinen 
anderen Bereich unserer Volkswirtschaft, der CO2-Emissionen so konsequent, so um-
fangreich und so zielgerichtet reduziert.“

Matthias Hartung, Vorstandsvorsitzender DEBRIV, Berlin, und Vorstandsvorsitzen-
der RWE Generation SE und RWE Power AG, Essen

„Auf dem Klimaschutzweg sind wir schon lange  
unterwegs“
Die Braunkohle wird in der deutschen Klima- und Energiepolitik kontrovers diskutiert. „et“ sprach mit Matthias Hartung, 
Vorstandsvorsitzender DEBRIV und Vorstandsvorsitzender RWE Generation SE und RWE Power AG, über den Beitrag dieses 
immer noch zentralen Energieträgers im deutschen Strommix zu einer kostengünstigen und sicheren Stromversorgung unter 
besonderer Berücksichtigung steigender Klimaschutzanforderungen und der Integration erneuerbarer Energien. 

Wind und Sonne ausfallen. In Kurzform: weg von 
den reinen Kilowattstunden hin zu den Kilowatts.
 
„et“: Für den klimaverträglichen Wandel der deut-
schen Energiewirtschaft müssen die Emissionen 
sinken. Inwieweit kann die Braunkohleverstro-
mung diesen Weg mitgehen? 
 
Hartung: Auf dem Klimaschutzweg sind wir 
schon lange unterwegs. Zum einen arbeiten die 
Braunkohlenkraftwerke in Summe heute viel 
effizienter. Und zum anderen sind die Anlagen 
ganz bewusst in den vergangenen Jahren auf Fle-
xibilität getrimmt worden, um die fluktuierende 
Einspeisung von Wind und Sonne zu regulieren. 
Außerdem hat RWE schon 2015 einen klaren 
Fahrplan zur Reduktion der CO2-Emissionen vor-
gelegt, der voll einzahlt auf die europäischen 
Klimaschutzziele für 2050. Ich kenne keinen an-
deren Bereich unserer Volkswirtschaft, der CO2-
Emissionen so konsequent, so umfangreich und 
so zielgerichtet reduziert.
 
„et“: Das oberste Gebot nach der Effizienz ist im 
deutschen Erzeugungssektor die Flexibilität. Diese 
wird in vielen Diskussionen nur den Gaskraftwer-
ken zugestanden.

Hartung: Nur weil etwas häufig wiederholt wird, 
trifft es deshalb noch lange nicht zu. Richtig ist, 
dass Braunkohlenkraftwerke in puncto Flexibili-
tät denen moderner Gaskraftwerke entsprechen. 

Ein Beispiel: Die beiden 2012 in Betrieb genom-
menen BoA-Blöcke in Neurath können ihre Leis-
tung binnen einer Viertelstunde um zusammen 
1.000 MW hochfahren und dadurch etwa 400 
ausgefallene Windkraftanlagen ersetzen. Ebenso 
schnell lässt sich die Leistung wieder drosseln. 
Zudem haben wir die Mindestlastpunkte für die 
Blöcke gesenkt. Wie wichtig und notwendig das 
ist, haben gerade die Herbststürme in diesem 
Jahr gezeigt. Unsere Anlagen sind dem Wind ge-
folgt: mit großen Sprüngen nach unten und nach 
oben, so wie es die Windeinspeisung erforderlich 
gemacht hat. Genau das ist es, was Versorgungs-
sicherheit braucht.

„et“: Zum 1.10.2017 sind zwei Braunkohlenblöcke 
im Kraftwerk Frimmersdorf in die Sicherheitsbe-
reitschaft gegangen. Was bedeutet das z. B. für Ihr 
Unternehmen, insbesondere für die Beschäftigten?

Hartung: Die Sicherheitsbereitschaft ist Teil des 
CO2-Reduktionsfahrplans von RWE in der Braun-
kohle, mit dem wir konkret auf die nationalen 
und europäischen Klimaschutzziele einzahlen. 
Durch die Sicherheitsbereitschaft emittieren wir 
2020 rund 15 % weniger CO2 gegenüber 2015. Der 
Reduktionsfahrplan sieht bis etwa 2030 eine Min-
derung von 40 bis 50 % vor – unter anderem durch 
das Ende des Tagebaus Inden und die Schließung 
des Kraftwerks Weisweiler. Weitere Einsparungen 
folgen bis zum Auslaufen der Tagebaue Hambach 
und Garzweiler etwa Mitte des Jahrhunderts. Der 

„et“: Nimmt man das energiepolitische Zieldrei-
eck als Maßstab, stellt sich die Frage, was der Ener-
gieträger Braunkohle zu Versorgungssicherheit 
und Wettbewerbsfähigkeit beiträgt.

Hartung: Strom aus deutscher Braunkohle deckt 
nach wie vor rund ein Viertel des nationalen 
Elektrizitätsbedarfs. Und es ist Qualitätsstrom: Er 
steht jederzeit zuverlässig zur Verfügung. Durch 
die Flexibilität unserer Kraftwerke können wir 
die volatile Einspeisung der erneuerbaren Ener-
gien ausgleichen und so Versorgungssicherheit 
garantieren. Das ist eine Stärke, die man in einem 
Industrieland wie Deutschland nicht deutlich ge-
nug betonen kann. Zumal Deutschland aus der 
Kernenergie aussteigt und dadurch eine ebenso 
sicher verfügbare Erzeugungsart aufgibt.

Umso wichtiger ist es, dass auch nach 2023 aus-
reichend gesicherte Leistung zur Verfügung steht. 
Und das geht absehbar nur mit einer verlässli-
chen Basis an konventioneller Erzeugung. Blickt 
man zudem auf die Stilllegungsliste der Bundes-
netzagentur, wird klar, dass wir zunehmend in 
eine Knappheitssituation hineinlaufen. Klar ist 
aber auch, dass durch den weiteren Ausbau der 
regenerativen Energieträger die Produktion kon-
ventioneller Kraftwerke zurückgehen wird. RWE 
ist darauf eingerichtet: Wir entwickeln uns von 
einem Unternehmen, das mit der Produktion von 
Strom sein Geld verdient, hin zum Garanten für 
Versorgungssicherheit, der immer da ist, wenn 
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Region gehen durch diese Maßnahmen hochqua-
lifizierte Arbeitsplätze dauerhaft verloren – allein 
von der Sicherheitsbereitschaft sind bis zu 1.000 
Beschäftigte bei RWE betroffen. Unser Ziel ist es, 
den Stellenabbau weiterhin auf sozialverträgliche 
Weise zu bewältigen, also durch Versetzungen 
und Ruhestandsregelungen.
 
„et“: Den Braunkohlegebieten steht angesichts des 
deutschen Klimaschutzplanes 2050 ein Struktur-
wandel bevor. Wie sollte der gesteuert werden?

Hartung: Einspruch. Wer die Regionen kennt, 
der weiß: Der Strukturwandel hat längst begon-
nen.Wir sind mitten in der Strukturentwicklung. 
Die Braunkohlenunternehmen beteiligen sich ak-
tiv daran, sind Treiber dieser Prozesse. Die Kom-
munen kennen uns als verlässliche Partner: Wir 
stehen für fairen Interessenausgleich. Wir halten 
unser Wort. Und wir engagieren uns in den Regi-
onen, um die Strukturen mit Weitblick weiterzu-
entwickeln und eine lebenswerte Zukunft für die 
Menschen hier mitzugestalten. Das heißt konkret: 
Wir entwickeln und vermarkten mit den Gemein-
den Gewerbe- und Industriegebiete auf rekulti-
viertem Boden. Auf diese Weise haben wir bereits 
Raum für tausende Arbeitsplätze außerhalb des 
Bergbaus geschaffen. Wir arbeiten mit Wirt-
schaftsförderern und Zweckverbänden der Kom-
munen ganz eng zusammen, auch um gemeinsam 
Konzepte für die Regionen nach dem Auslaufen 

der Braunkohlengewinnung zu entwickeln. Diese 
Weiterentwicklung braucht seine Zeit. 

„et“: Andererseits wird gerade jetzt politisch um 
einen baldigen Kohleausstieg hart gerungen.

Hartung: Ein abrupter Kohleausstieg würde 
zu schweren regionalwirtschaftlichen Verwer-
fungen führen. Wir alle haben Bergbaureviere 
in anderen Teilen Europas vor Augen, die sich 
von solchen schmerzhaften Strukturbrüchen bis 
heute nicht erholt haben. Aber nicht nur das, die 
Auswirkungen auf die Versorgungssicherheit 
und Bezahlbarkeit von Strom würden zu einer 
gravierenden Schwächung unseres Wirtschafts-
standorts führen. Diese Konsequenzen sollten 
die Verantwortlichen in Politik, Wirtschaft und 
Gesellschaft bedenken.
 
„et“: An die neue Bundesregierung werden be-
züglich der Umgestaltung der Energiewende hohe 
Erwartungen gestellt. Was sollte diese dringend 
anpacken, damit Ihr Industriezweig weiterhin er-
folgreich arbeiten kann? 

Hartung: Wir setzen darauf, dass auch eine neue 
Regierung die Energiewende zum Erfolg führen 
will. Dabei gehören Klimaschutz, Versorgungs-
sicherheit und Wirtschaftlichkeit zusammen. 
Deutschland gehört zu den Ländern mit der 
höchsten industriellen Wertschöpfung weltweit. 

Das hat uns so gut durch die Finanzkrise kommen 
lassen. Die Basis für erfolgreiche Industrie ist 
eine sichere und bezahlbare Energieversorgung. 
Das sollte bei allen Anstrengungen für den Klima-
schutz nicht außer Acht gelassen werden. 

Versorgungssicherheit ist ein Erfolgsfaktor für 
das Gelingen der Energiewende. Deshalb bin ich 
überzeugt, dass das Thema Versorgungssicher-
heit wieder auf die Agenda kommt. Frankreich 
und Großbritannien gehen hier voran und ha-
ben bereits Kapazitätsmärkte eingeführt. Auch 
Deutschland braucht einen Mechanismus, über 
den die Bereitstellung gesicherter Kraftwerksleis-
tung vergütet wird.
 
„et“: Als CEO von RWE Generation und RWE Pow-
er gehen Sie zum Jahresende in den Ruhestand ... 

Hartung:… und ich weiß, dass meine Nachfol-
ger Frank Weigand und Roger Miesen mit ihren 
Vorstandsteams die anstehenden Aufgaben mit 
großer Kompetenz und vollem Engagement an-
gehen werden. Sich für Versorgungssicherheit, 
Bezahlbarkeit und Umweltschutz einzusetzen, 
das ist eine ebenso verantwortungsvolle wie tolle 
Aufgabe.

„et“: Herr Hartung, vielen Dank für das Interview. 

Franz Lamprecht 

„Wir im Rheinischen Revier gehen voran beim Klimaschutz. Wir bereiten 
den Weg, um auch im 21. Jahrhundert eine moderne, prosperierende und 
innovative Energie- und Industrieregion mit sicheren Arbeitsplätzen zu 
bleiben“, betont Michael Kreuzberg, Vorsitzender der Gesellschafterver-
sammlung der Innovationsregion Rheinisches Revier (IRR) GmbH. Es sei 
wichtig, gerade im Umfeld die Weltklimakonferenz auf die „gemeinsame 
Kraftanstrengung Rheinisches Revier“ aufmerksam zu machen. Getragen 
wird sie von Kommunen, Landkreisen, Industrie- und Handelskammern, 
Handwerkskammern, der Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Ener-
gie (IGBCE), dem Zweckverband Region Aachen, Landtags- und Bundes-
tagsabgeordneten der Region sowie von Partnern aus Wissenschaft, Un-
ternehmen und Verbänden.

Drei Vorhaben zeigen Klimaschutz-Initiativen im Rheinischen Revier und 
wurden im Rahmen eines IRR-Ideenwettbewerbs als Modellprojekte aus-
gewählt. Sie zeigen nur einen kleinen Ausschnitt klimaschützender Pro-

jekte in der IRR. So hat die Gemeinde Niederzier, innogy und RWE auf 
einem 620 Meter langen Teilstück der alten A 4 im Abraumgebiet des 
Braunkohletagebaus Hambach eine „Solarautobahn“ offiziell in Betrieb 
genommen. Die 749 kW-Anlage mit 2.820 Modulen, die jährlich rund 
70.000 kW Strom erzeugt, versorgt 210 Haushalte.

Mit dem Seeviertel in Inden und den „Neuen Höfen Dürwiß“ im Stadtge-
biet von Eschweiler und dem Faktor-4-Musterhaus entstehen im Indeland 
derzeit gleich mehrere Vorreiterprojekte für ressourceneffizientes Bauen. 
Der Spatenstich für die Erschließung des Faktor X-Baugebietes „Neue 
Höfe Dürwiß“ im Eschweiler Stadtteil Dürwiß erfolgte bereits im letzten 
Jahr und war der Startschuss für die Umsetzung der ambitionierten Ziele 
der Stadt Eschweiler, ein Baugebiet um den „Faktor X“ ressourceneffizi-
enter und damit klimaschonender zu gestalten als konventionelle Gebie-
te. Gemeinsam mit den Partnern RWE Power, Faktor X Agentur, indeland 
Entwicklungsgesellschaft und IRR wurde das Konzept erarbeitet.

Rheinisches Revier: „Gemeinsame Kraftanstrengung für Klimaschutz“
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Stromexporte sind weder grün noch grau
Deutschland führt eine zunehmend kontroverse Debatte über wachsende Stromexporte. Es wird nach Ursachen und Konse-
quenzen des positiven Strom-Außenhandelssaldos gefragt. Über die Frage, ob deutsche Stromexporte die Farbe Grün oder 
Grau haben, erhält die Diskussion jetzt auch eine klimapolitische Dimension.

bracht werden. Die ökonomische Verant-
wortung für Abweichungen zwischen der 
prognostizierten und der tatsächlichen 
Netzlast tragen die Bilanzkreisverant-
wortlichen in ihrem jeweiligen Gebiet. Die 
Übertragungsnetzbetreiber sind für die 
technische Netzstabilität verantwortlich. 
Die Bilanzkreisverantwortlichen bilden die 
Schnittstelle zwischen Verbraucher und 
Netzbetreiber. Sie sind verpflichtet, auf 
Grundlage möglichst exakter Prognosen 
viertelstundengenaue Fahrpläne zu erstel-
len und diese den Übertragungsnetzbetrei-
bern mitzuteilen.

Die Markt- und Systemintegration erneu-
erbarer Energien stellt dabei eine große 
Herausforderung dar. Für einen Bilanz-
kreisverantwortlichen ist das Risiko be-
herrschbarer, wenn ihm neben volatilen 
auch regelbare Stromerzeuger zur Verfü-
gung stehen. Bei einer unerwartet hohen 
Einspeisung von Strom aus erneuerbaren 
Energien muss der nicht benötigte Strom 
(der zuvor ausgeglichenen Bilanz) entweder 
unverzüglich Abnehmer finden oder abgere-
gelt werden. In diesen Situationen kommt 
es häufiger zu erhöhten Stromflüssen in die 
Nachbarländer. Deutschland ist derzeit elek-
trisch mit 12 Nachbarländern verbunden. 
Für den Stromaustausch stehen Kuppelstel-
len mit einer Übertragungskapazität von 
17 GW zur Verfügung (Tab. 1 und 2).

Funktionsweise des 
Strommarkts

An der Leipziger Strombörse EEX wurden 
2016 insgesamt 3.920 TWh Strom auf Ter-
min sowie 535 TWh kurzfristig gehandelt. 

Auf Basis dieser Mengen bildet sich nach 
dem Marktprinzip der Merit Order (sie-
he Abb.) der aktuelle Strompreis. Der ge-
ringstmögliche Preis bildet sich, indem die 
angebotene Erzeugungsleistung aufstei-
gend nach dem niedrigsten Preis, der die 
variablen Kosten der jeweiligen Strompro-
duzenten deckt, sortiert wird. Das letzte in 
der Rangfolge stehende Kraftwerk, das zur 
Deckung der Nachfrage benötigt wird, setzt 
den Preis.

Infolge des gesetzlichen Einspeisevorrangs 
sowie des Einsatzes der Marktprämie als 
Ausgleich zwischen Erlösen und Vergü-
tungen notieren die variablen Kosten der 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energi-
en bei Null und Strom aus Sonne oder Wind 
positioniert sich privilegiert an vorderster 
Stelle der Merit Order. Das führt dazu, dass 
sich die Einsatzreihenfolge der Stromerzeu-
gungsanlagen verschiebt – teure Strompro-
duzenten kommen nicht mehr zum Zug, der 
Börsenpreis sinkt (siehe Abb.). Dieser Effekt 
verstärkt sich mit steigendem Anteil der 
erneuerbaren Energien an der Stromerzeu-
gung sowie einem breiten Mix konventionel-
ler Stromerzeugungskapazitäten. Wenn ab 
2023 die Kernkraftkapazitäten in Deutsch-
land weggefallen sind und möglicherweise 
nur noch geringe Kohlekapazitäten zur Ver-
fügung stehen, werden vornehmlich Erdgas-
kraftwerke in die preissetzende Funktion 
eintreten und der Strompreis würde stärker 
an die Preise für Importerdgas gekoppelt.

Strombinnenmarkt

Sowohl die European Energy Exchange 
(EEX) in Leipzig als auch die European Po-

Es wird unterstellt, mangelnde Flexibilität 
bei konventionellen Kraftwerken führe bei 
günstigen Windverhältnissen zu ungeplant 
hohen Netzlasten, die dann in die Nachbar-
länder „entsorgt“ werden müssen. Tatsäch-
lich sind die wachsenden Stromausfuhren 
jedoch eine logische Konsequenz aus der 
Integration des europäischen Strommarkts 
sowie des breiten und auf höchste Versor-
gungssicherheit und Wettbewerbsfähigkeit 
ausgerichteten deutschen Stromerzeu-
gungsmix.

2016 erreichte der Überschuss im deut-
schen Stromaußenhandel eine Höhe von 
53,7 TWh [1]: Das Umweltbundesamt be-
rechnet für diese Menge eine CO

2-Emissi-
on in Höhe von 28 Mio. t [2]: Daraus ergibt 
sich ein spezifischer CO2-Emissionsfaktor 
von 527 g/kWh, der mit dem Emissions-
faktor des nationalen Strommix überein-
stimmt. Damit kann den Stromexporten 
keine besondere Energieträger-Affinität 
zugeordnet werden. Es stellt sich jedoch 
die Frage, ob diese Emissionen dem 
Stromerzeugungsland oder dem Stromver-
brauchsland zugerechnet werden sollten. 
Da die amtierende Bundesregierung da-
von ausgeht, dass zur Erreichung des na-
tionalen Klimazieles bis 2020 zusätzlich 
mindestens 50 Mio. t CO

2 eingespart wer-
den müssen, ist die richtige Bilanzierung 
des stromexport-bedingten CO2-Austoßes 
durchaus von Relevanz.

Markt und System

Das Angebot von und die Nachfrage nach 
Elektrizität muss sowohl kommerziell wie 
physikalisch zu jeder Zeit in Einklang ge-

Tab. 1: Entwicklung des Stromaußenhandelssaldos in Deutschland 1990-2016 in Mrd. kWh
1990 1995 2000 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016

Stromflüsse aus dem Ausland 31.9  39.7  45.1  53.4  46.1  44.3  40.2  40.6  42.2  49.7  44.2  38.4  38.9  33.6  27.0  

Stromflüsse in das Ausland 31.1  34.9  42.1  61.9  65.9  63.4  62.7  54.9  59.9  56.0  67.3  72.2  74.5  85.4  80.7  

Stromaustauschsaldo Ausland +0.8  +4.8  +3.1  -8.5  -19.8  -19.1  -22.5  -14.3  -17.7  -6.3  -23.1  -33.8  -35.6  -51.8  -53.7  

Quelle: AG Energiebilanzen
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wer Exchange (EPEX Spot) in Paris haben 
sich zu europäischen Handelsplätzen für 
Energie, Rohstoffe und CO2 entwickelt und 
beschränken ihre Tätigkeiten nicht auf die 
jeweiligen Landesgrenzen. Sie tragen damit 
zur Entwicklung eines einheitlichen Bin-
nenmarktes, dem erklärten Ziel der Europä-
ischen Union, bei.

Infolge der Marktöffnung und des Ausbaus 
der Grenzkuppelstellen steigt der Strom-
austausch zwischen den EU-Mitgliedstaaten 
sukzessiv an und Deutschland ist mit seiner 
zentralen geographischen Lage entspre-
chend gut integriert. Stromnachfrage und 
Erzeugung werden demzufolge nicht mehr 
nur national definiert.

Die Vorteile des Strom-Binnenmarktes 
traten besonders drastisch im Winter 
2016/2017 in Erscheinung. Die Netzsi-
tuation war aufgrund einer Kältewelle in 
Europa außergewöhnlich angespannt. Vor-
übergehend abgeschaltete Kernkraftwerke 
in Frankreich, Belgien und der Schweiz 
hatten die Situation in diesen Ländern noch 
verschärft. Deutschland konnte – bei wit-
terungsbedingt geringer Einspeisung von 
Strom aus erneuerbaren Energien – mit 
seiner konventionellen Kraftwerkskapazität 
einen Netzzusammenbruch verhindern.

Bundeswirtschaftsministerium und Bun-
desnetzagentur gehen in einer aktuellen Er-
klärung [3] davon aus, dass auch Deutsch-
land vom europäischen Strombinnenmarkt 
profitieren und sich beim Abbau eigener 
konventioneller Stromerzeugungskapazitä-
ten auf Stromlieferungen aus den Nachbar-
ländern verlassen kann. Es besteht aber die 
Gefahr, dass sich die europäischen Staaten 
gegenseitig blind vertrauen und im Ernstfall 
keine ausreichenden Erzeugungskapazitä-
ten bereitstehen, um die Stromnachfrage in 
Extremfällen zu decken. 

Auch die Klimapolitik muss 
europäisch denken

Energieexperten des Öko-Instituts Freiburg 
geben an, dass die deutschen Stromexporte 
„sechs Prozentpunkte des deutschen Klima-
ziels“ kosten [4]. Bei einer rein nationalen 
Betrachtung und Bilanzierung der Klima-
schutzanstrengungen und der Vernachläs-
sigung des europäischen Kontextes entste-

hen überflüssigerweise Abgrenzungs- und 
Zuweisungsprobleme. Das gilt auch für die 
Zurechenbarkeit von CO

2-Emissionen bei 
Stromexporten in EU-Nachbarländer.

Die EU-Mitgliedstaaten betreiben eine ge-
meinsame Energie- und Umweltpolitik und 
verfolgen ambitionierte CO2-Reduktionszie-
le. Auch gemeinsame Instrumente zur Errei-
chung der Ziele wurden implementiert, wie 
das Emissionshandelssystem (EU-ETS), das 
die Emissionen in den Bereichen Strom und 
Industrie kontinuierlich und zielkonform 
vermindert.

Fazit

Die Europäische Union betreibt eine gemein-
schaftliche Energie- und Umweltpolitik. Mit 
der Schaffung des EU-Binnenmarktes für 
Energie hat sie einen grenzüberschreiten-
den Stromhandel ermöglicht – vorrangig 
mit dem Ziel, die Versorgungssicherheit in-
nerhalb der EU zu stärken und die Preise für 
Energie wettbewerblich zu gestalten.

Eine isolierte Energie- und Umweltpolitik 
wird bei immer stärker zusammenwach-
senden Märkten zunehmend unmöglich. 
Das wird auch daran deutlich, dass bei ei-
nem grenzüberschreitenden Stromhandel 
die Emissionen dem Exportland zugerech-
net werden und nicht dem Verbraucher. 
Demnach macht ein länderbezogenes CO

2-
Reduktionsziel keinen Sinn. Eine isolier-
te Energie- und Klimapolitik ist aber auch 
nicht mehr nötig. Schließlich verfolgt die EU 
eine Gesamtstrategie. Um gemeinsame CO2-
Reduktionsziele zu erreichen, hat sie ein 
funktionierendes Instrument, den Europäi-
schen Emissionshandel.

Um den Strombedarf innerhalb des europä-
ischen Binnenmarktes zu decken, werden 
noch auf längere Sicht konventionelle Kraft-
werke gebraucht. Dementsprechend ist die 
Farbe des Exportstroms bunt – er setzt sich 
aus dem gesamten Strommix des exportie-
renden Landes zusammen.

„et“-Redaktion

Tab. 2: CO2-Emissionen des saldierten Stromaustausches in Mio. t CO2

Jahr 1990 1995 2000 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016

CO2-Emissionen 1 3 2 5 12 12 13 9 10 4 14 20 20 28 28

Quelle: Umweltbundesamt

Abb.   Merit-Order-Effekt


